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" DER BEWAFFNETE KAMPF IST EINE 
TECHNISCHE ANGELEGENHEIT UND E4RFOR- 
DERT DESHALB TECHNISCHE KENNTNISSE : 
AUSBILDUNG, KAMPFMORAL UND SCHLIESSLICH 
PRAXIS. AUF DIESEM GEBIET KOSTET DIE IMPRO- 
VISATION VIELE MENSCHENLEBEN UND 
FÜHRT ZU FEHLSCHLÄGEN . 
DIE T T ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ Ä ~ l l ,  MIT DER SICH DIE- 
JENIGEN BRÜSTEN, DIE VAGE VON DER REVO- 
LUTION DES VOLKES, '' DER MASSEN '' 
REDEN IST ENTWEDER EINFACH EINE 
AUSREDE ODER BESTEHT DARIN, SICH IN 
DER ENTSCHEIDENDEN PHASE DES 
KLASSENKAMPFES AU F DIE IMPROVISATION 
ZU VERLASSEN. JEDE AVANTGARDISTISCHE 
BEWEGUNG MUSS, WENN SIE IM ENTSCHEIDEN- 
DEN AUGENBLICK DES KAMPFES SICH SELBST 
TREU BLEIBEN WILL, EINGREIFEN UND ES 
VERSTEHEN, DIE GEWALT DES VOLKES GEGEN 
DIE UNTERDR~CKUNG TECHNISCH IN DIE 
RICHTIGEN BAHNEN ZU LENKEN, DAMIT DAS 
ZIEL MIT MÖGLICHST WENIG VERLUSTEN 
ERREICHT WIRD. " 

ALLE MACHT 
DEM VOLK! 



DER TOD IST JEDEM BESCHIEDEN, 
ABER NICHT JEDER TOD 
HAT DIE GLEICHE BEDEUTUNG. 
IN ALTEN ZEITEN GAB ES IN CHINA 
EINEN SCHFUFTSTELLER 
NAMENS SIMA T JIÄN. 
DIESER SAGTE EINMAL: 

L" 

ES STIRBT ALLERDINGS EIN JEDER, 
ABER DER TOD DES EINEN IST 
GEWICHTIGER ALS DER TA1 - BERG, 
DER TOD DES ANDEREN HAT 
WENIGER CrEWICHT ALS SCHWANENFLAUM. " 
STIRBT MAN FÜR DIE INTERESSEN 
DES VOLKES, SO IST DER TOD 
GEWICHTIGER ALS DER TA1 - BERG; 
STEHT MAN IM SOLD DER FASCHISTEN 
'UND STIRBT FÜR DIE AUSBEUTER 
UND UNTERDRÜCKER DES VOLKES, 
SO HAT DER TOD 
WENIGER GEWICHT ALS SCHWANENFLAUM. 



20 000 MENSCHEN STERBEN JEDES JAHR -' 
WEIL DIE AKTIONÄRE DER AUTOMOBIL- 
INDUSTRIE NUR FÜR IHRE PROFITE 
PRODUZIEREN LASSEN UND DABEI KEINE 
RÜCKSICHT AUF DIE TECHNISCHE SICHER- 
HEIT DER AUTOS UND DEN STRASSENBAU 
NEHMEN 

5 000 MENSCHEN STERBEN JEDES JAHR - 
AM ARBEITSPLATZ ODER AUF DEM WEG 
DAHIN ODER AUF DEM HEIMWEG, WEIL 
ES DEN PRODUKTIONSMITTELBESIT ZEFW 
NUR AUF IHRE PROFITE ANKOMMT UND 
NICHT AUF EINEN UNFALLTOTEN MEHR 

1 

ODER WENIGER 

12 OOOMENSCHEN BEGEHEN JEDES JAHR 
SELBSTMORD, WEIL SIE NICHT IM 
DIENST DES KAPITALS HINSTERBEN 
WOLLEN, MACHEN SIE LIEBER SELBER 
MIT ALLEM SCHLUSS 

1 000 KINDER WERDEN JEDES JAHR 
ERMORDET, WEIL DIE ZU KLEINEN 
WOHNUNGEN NUR DAZU DA SIND, DASS 
DIE HAUS- UND GRUNDBESITZER EINE 
HOHE RENDITE EINSTREICHEN KÖNNEN 



DEN TOD IM DIENST DER AUSBEUTER NENNEN 
DIE LEUTE EINEN NATÜRLICHEN TOD. DIE 
WEIGERUNG IM DIENST DER AUSBEUTER ZU 
STERBEN, NENNEN DIE LEUTE EINEN "UNNA- 
TÜRLICHEN TOD. " DIE VERZWEIFLUNGSTATEN 
DER MENSCHEN WEGEN DER ARBEITS- UND 
LEBENSBEDINGUNGEN, DIE DAS KAPITAL GE- 
SCHAFFEN HAT, NENNEN DIE LEUTE EIN 
VERBRECHEN. SIE SAGEN: DAGEGEN KANN 
MAN NICHTS MACHEN. 

DAMIT DIESE FALSCHEN ANSICHTEN DER MEN- 
SCHEN NICHT VON RICHTIGEN ANSICHTEN 
ABGELÖST WERDEN, HABEN DER BUNDESINNEN- 
MINISTER, DIE INNENMINISTER DER LÄNDER 
UND DIE BUNDESANWALTSCHAFT JETZT EXEKU- 
TIONSKOMMNADOS DER POLIZEI AUFGESTELLT. 
OHNE DIE FALSCHEN ANSICHTEN VON VER- 
BRECHEN UND TOD KANN DAS KAPITAL NICHT 
HERRSCHEN. 

PETRA, GEORG UND THOMAS STARBEN IM 
KAMPF GEGEN DAS STERBEN IM DIENST DER 
AUSBEUTER. SIE WURDEN ERMORDET, DAMIT 
DAS KAPITAL UNGESTÖRT WEITERMORDEN 
KANN UND DAMIT DIE LEUTE WEITERHIN 
DENKEN MÜSSEN, DASS MAN NICHTS DAGEGEN 
MACHEN KANN. 

. . . ABER 

DER KAMPF HAT ERST BEGONNEN I 



1. 
PERSIEN UND DER 
WIDERSPRUCH IN 
DER NEUEN LINKEN 

Llrandt i s t  nach Teheran  gefahren, um beim 
Schah die Res te  von Verstimmung über  seinen 
Empfang im Sommer 67 durch die westdeutschen 
und westberliner Student eil auszur:iurr~eri; u?lni 
ihm mitzuteilen, daß diese Linke in de r  
Bundesrepublik und Westberlin tot i s t ,  die 
Res te  gerade  liquidiert werden, die Konfö- 
deration i ran ischer  Studenten ausreicr-iend 
isol ier t  i s t ,  die Ausländergesetze,  die 
ih re  Liquidation legal is ieren werden, in 
Arbeit sind. Brandt hat seine Außen- und 
Innenpolitik als d a s  definiert ,  was s i e  ist  : 
Die Auljen- und Innenpolitik d e r  Konzerne, 
die im In- und Ausland die Märkte  beherrschen 
und die Politik b e s t i m x e n .  Brandt in Teheran:  
Die Außenpolitik de r  Eundesrepublik müsse  
von ihren eigenen Interessen ausgehen und 
s ich von ideologischen Vorurteilen f r e i  
halten . 

Die Interessen de r  Bundesrepublik in Pe r s i en ,  
sind die  In teressen  d e r  deutschen Kolonie 
in Teheran ,  d a s  sind: Si'emens, AEC-Telefunken, 
Bayer ,  BAST. doechs t ,  Dainiler-Benz, Deutsche 
Bank, Mannesmann, dochtief,  Klöckner -Murr,boldt - 
Deutz. Merck,  Schering, Robert Bosch, die 
Bayrische Vereinsbank, Thyssen,  Degussa,  U. a. - 
d a s  sind die ,  die in den Teheraner  Tageszei-  
tungen zur  Begrüßung d e s  Kanzlers  inser ie r ten ,  
derentwegen d e r  Schah de r  Tagespresse  die 
Anweisung gab, den Kanzler a l s  Friedensnobel- 
p re i s t r äge r  groß  herauszubringen, die da 
sind, weil auch de r  Schah keine ideologischen 



Vorurteile hat: Wegen der  billigen Arbeits - 
krkfte 11% Iran, wegen der politisch stabilen 
Verhältnisse im Iran, außerdem wegen der 
Rohstoffe und der Nähe bestimmter Märkte. 

Unter uideologische Vorurteilett subsummieren 
Kanzler und Schah die Inter essen des deutschen 
und persischen Volkes in den Beziehungen der 
beiden Länder. Drei Tage vor Brandts Ankunft 
wurden in Teheran vier Genossen ermordet, 
in Augsburg Thomas Weißbecker, Eine Woche 
nach Brandts Abreise wurden in Teheran neun 
Todesurteile gegen Genossen vollstreckt. 
Bundesanwalt Martin lobte die Polizeibeam - 
ten, die sich bei der Großfahndung in Augsbusg 
und Hamburg hervorragend bewährt hätten. 

Deutsches Kapital in Persien wird niedriger 
besteuert als anderes Kapital in Persien; 
deutsche Entwicklungshilfekredite finanzieren 
deutsche Projekte in Persien,  mit deutscher 
Militärhilf e wurde das Kaiserliche Arsenal in 
Persien modernisiert, 22 Millionen DM für 
die persische Rüstungsindustrie 1969 zogen 
250-Millionen -DM - Folgeaufträge für die deut - 
sche Riistungsindustrie nach; mit G-3  und 
MG-3 sorgt das Regime des Schah - im Kampf 
gegen die lrKriminalitätlt in Persien - dafür, 
daß auch in Zukunft die Löhne in Persien nie- 
drig, die politischeri Verhältnisse stabil, 
die Verwertungsbedingungen für deutsches 
Kapital im Iran günstig bleiben, daß Druck 
auf die Löhne hier mit der Drohung hantieren 
kann, man könnte ja auch mit der Produktion 
ins Ausland gehen, Druck auf die Öffenlich- 
keit hier,  antifaschistischer Protest gegen ( 

den Schah gefährde die deutsche Außenpolitik, 
die Inter essen der Bundesr epublik Deutschland. 

Nach dem Kniefall des Kanzlers in Polen nun 
der Kniefall vor dem Mörder Schah. Die Unter- 



werfung des polnischen, russischen, tschechi- 
schen, ungarischen Volkes unter den deutschen 
Faschismus ist  nicht mehr aktuell. Die Unter- 
werfung des persischen Volkes unter den deut - 
schen Imperialismus ist aktuell. Die Nürnberger 
Gesetze sind nicht mehr aktuell. Gesetze gegen 
iranische Studenten, gegen griechische, tür - 
kische und spanische Arbeiter, die aus Län- 
dern mit faschistischen Regimes kommen, 
sind aktuell. Deutsche Konzerne profitieren 
vom Fas chismus in diesen Ländern, setzen die 
Arbeiter hier mit dem, was ihnen der Faschismus 
dort bietet, unter Druck. Die ~odesu r t e i l e ,  
die den inhaftierten Genossen hier e r  spart  
bleiben, bleiben ihnen e r  spart,  weil s ie  in 
Persien, in der Türkei, in Griechenland und 

' in Spanien vollstreckt werden. 

Die westdeutsche Linke hat zu Brandts Persien- 
Besuch geschwiegen. Sie hat ihn dort schwatzen 
lassen. Sie hat Howeida schwatzen lassen, die 
Todesurteile richteten sich nur gegen ein- 
fache Kriminelle. Obwohl der Schah empfindlich 
ist. Obwohl schon das bißchen 2. Juni die 
Beziehungen Bundesr epublik - Iran gestört 
hat, obwohl die Reputation des Schah so küm- 
merlich ist,  wie s ie  nur sein kann, obwohl 
man weiß, daß die Feinde des Volkes nichts so 
sehr fürchten, wie die Feinde des Volkes ge- 
nannt zu werden. Obwohl man annehmen kann, 
daß Brandt nicht ganz wohl war bei dieser. 
Heuchelei. Obwohl das  deutsche Kapital fa- 
schistisch vorbelastet ist ,  obwohl es relativ 
leicht is t ,  den Zusammenhang zwischen Faschis- 
mus im Iran und deutschem Kapital im Iran 
darzustellen und es niemanden gibt, der diese 
Beziehungen ohne selbst ins Zwielicht zu ge- 
raten, verteidigen kann. 

Mit ihrer  Erkenntnis, daß nicht sie, die 
intellektuelle Linke die Verhältnisse ändern 
kann, sondern nur die proletarischen Massen, 



nur die westdeutschen Massen die Konzerne 
enteignen können, die vom Faschismus des Schah 
profitieren, von denen der Faschismus des 
Schah profitiert, hat diese Linke aufgehört, 
den Faschismus des Schah, die Herrschaft west- 
deutschen Kapitals in der dritten Welt zu 
kritisieren. Mit der Erkenntnis, daß der Wi- 
derstand der westdeutschen Massen gegen die 
Herrschaft des Kapitals sich nischt an Proble- 
men der Dritten Welt entzünden wird, sondern 
nur an Problemen hier entwickeln kann, 
haben sie selbst aufgehört, die Probleme der 
Dritten Welt zum Gegenstand von Politik hier 
zu machen. 

Das aber ist der Dogmatismus und die Eng- 
stirnigkeit eines Teils dieser Linken. Die 
Tatsache, daß die Arbeiterklasse in West - 
deutschland und Westberlin nur in nationalem 
Rahmen denkt und handelt, hebt die Tatsa- 
che nicht auf, daß das Kapital multinational 
denkt und handelt, ist vielmehr Ausdruck der 
Spaltung des Proletariats, Ausdruck von 
Schwäche. Eine Linke, die nur die Innenpoli- 
tik des Kapitals zum Gegenstand ihrer Kritik 
macht und seine Außenpolitik übergeht, hat 
selbst die Spaltung der Arbeiterklasse verin- 
nerlicht, sagt der Arbeiterklasse nur die 
halbe Wahrheit über den Charakter des Systems, 
über die Politik des Kapitals, mit der die 
Arbeiterklasse e s  zu tun hat, alltäglich, 
in Lohnkämpf en, in absehbar e r  Zukunft. Das 
ist der Widerspruch Ti der Neuen Linken, 
daß ihre Ökonomische Analysen und politischen 
Einschätzungen gründlicher, radikaler und 
genauer sind als  alles, was die westdeutsche 
Linke bis zur Rezession von 66/67 produziert 
hat, daß diese Linke das Ende der Rekonstruk- 
tionsphase, der Nachkriegszeit und das Er -  
starken des westdeutschen Imperialismus kennt, 
daß sie weiß, daß sie sich auf außerordent- 



liche Klassenkämpf e vorzubereiten hat, daß 
s ie  aber,  indem s ie  sich selbst propagandis- 
tisch und organisatorisch auf den nationalen 
Rahmen beschränkt, phantasielos und engstirnig 
ist in Bezug auf das, was s ie  sich als revo- 
lutionäre Interventionsmethoden vor stellen 
kann. Ihre Ver suche, dem antikapitalistischen 
Protest,  der bis  in die Schulen, die Gewerk- 
schaften, die SPD reicht, eine wissenschaftli- 
che Orientierung zu geben, ihre Positionen an 
den Hochschulen zu halten, und auszubauen, sich 
den Marxismus anzueignen, ihn Lehrlingen und 
Schülern zugänglich zu machen, die Geschichte 
der Arbeiterbewegung aufzuarbeiten, in den 
Betrieben und Schulen Fuß zu fassen, die in 
diesen Aktivitäten sichtbare Bereitschaft 
zu handeln und zu intervenieren steht im Wi- 
der spruch dazu, daß ihr als Interventions- 
methoden immernoch nur die einfallen, die 
die Arbeiterklasse in der Phase von Konkur- 
renzkapitalismus und Parlamentarismus entwik- 
kelt hat: Als Rosa Luxemburg am Beispiel der 
Massenstreiks in Rußland 1905 die immense 
Bedeutung von Streiks im politischen Kampf 
erkannte und Lenin die Bedeutung des gewerk- 
schftlichen Kampf es. E s  ist  der Widerspruch 
zwischen ihrer  Berufung auf die deutsche 
Arbeiterbewegung als ihrer  eigenen Geschichte 
und der fortgeschrittenen Organisierung des 
westdeutschen Kapitals als westdeutschem Im - 
perialismus als ihrer  historischen Gegenwart. 

Wenn immer noch ein Teil  der revolutionären Linken 
die RAF für die persönliche Angelegenheit 

I , von Baader und Meinhof hält und die 
Frage des bewaffneten Kampfes wie Howeida auf 

1 dem Terrain  von Bild und BZ a l s  Kriminalität 
diskutiert und uns zu diesem Zweck auch fal- 
sche Begründungen unter stellt, falsche Posi - 
tionen anhängt, dann löst s ie  damit den Wider - 
spruch nicht zwischen ihren Erkenntnissen 



vom Stand der Klassenkämpfe und ihren Vorstel- 
lungen von revolutionären Int erventionsmetho - 
den - dann schiebt s ie  als subjektives Problem 
auf uns ab, was ihr und uns objektives Problem ist. 
Dann verhält s ie  sich wie einer, der vor der Schwere 
der Aufgabe, die auf ihn zukommt, Angst hat - 
sie steckt den Kopf in den Sand und denkt nicht mehr 
nach. Die Verurteilung des Konzepts Stadtguerilla 
innerhalb eines Teils  der Linken erfolgt viel zu 
oberflächlich und aus dem Ärmel geschüttelt, 
a ls  daß wir uns damit abfinden könnten, die 
Lücke zwischen ihrer  Einsicht und unserer 
Praxis einfach wuchern zu lassen, obwohl wir 
meinen, daß wir diese Lücke durch unsere An- 
strengungen allein nicht schließen können. 
Den Anspruch, daß s ie  selbst sich an diesen 
Anstrengungen beteiligt, halten wir ihrem 
und unserem Selbstverständnis nach für 
gerechtfertigt. 

Wir haben vor einem Jahr gesagt: Stadtguerilla 
ist  die Verbindung von nationalem und inter - 
nationalem Klassenkampf. Stadtguerilla i s t  
eine Möglichkeit, im Bewußtsein der Menschen 
die Zusammenhänge imperialistischer Herrschaft 
herzustellen. Stadtguerilla is t  die revolutionä- 
r e  Interventionsmethode von insgesamt 
schwachen revolutionären Kräften. Einen Fort - 
schritt im Klassenkampf gibt e s  nur, wenn die 
legale Arbeit mit illegaler Arbeit verbunden 
wird, wenn die politisch - propagandistische 
Arbeit die Perspektive Bewaffneter Kampf hat, 
wenn die politisch - organisatorische Arbeit 
die Möglichkeit Stadtguerilla einschließt. 
Das soll hier konkretisiert werden: Am Bei- 
spiel der Chemie - Arbeiterstreiks 1971, ange- 
sichts der objektiven Aktualität der Sozialen 
Frage, der subjektiven Aktualität der Frage 
des Kapitalistischen Eigentums und der Mili- 
tarisierung der Klassenkämpfe in der Bundes- 
republik und Westberlin. 



" IN CEGEWÄRTIGEN STADIUPi DER GESCllICIPTE 
KANN NIEMAND MmIR BESTRL";ITEY, DASS EINE 
BEW,WFNETE GRUPPE, SO KLEIN SIE AUCH SEIN 
!!AG, BESSEI'UE AUSSICHTEN HAT, SICII IN EINE 
(';ROSS I3 VOLKS~ZX<Fll;i:13 ZU VERWANIIELN , ALS EINE 
C1{1Jl'I'fi, DIE SSCI-I DI?I<~\UII' RESCIIRÄNI~T, RIZVO- 

I.,U'FJ O?lARE LEli i?S;ir~7,l? ZU LTI<l<i<G ?\l>io;i'J. " - (ntr s : fi'l-ngu~i an eine11 'b'upc~tilaro) 



DER CHEMIE-ARBEITERSTREIK 

Die großen Streikbewegungen 1971 in der che- 
mischen Industrie und in der Metall- Industrie 
- die zu den fortgeschrittensten Industrien 
Westeuropas gehören - haben deutlich gemacht, 
was die Probleme der Arbeiterklasse in den 
nächsten Jahren sein werden. Sie haben eine große 
Bereitschaft zu kämpfen in der Arbeiter- 
schaft gezeigt und gleichzeitig die Ökono- 
mische und politische Überlegenheit der Chemie- 
und Metallindustriellen der Arbeiterklasse 
gegenüber; sie haben die Komplizenschaft der 
Gewerkschaftsbürokratien mit der sozial-libera- 
len Regierung gezeigt und die Rolle dieser 
Regierung als  ausführ endes Organ dieses 
"Staates der Konzerneu. Die Arbeiter haben die 
Streiks verloren. Sie hatten für 11 und 12 
Prozent gestreikt, die Gewerkschaften haben 
sich auf 7 ,8 und 7 ,5  Prozent mit den Unter- 
nehmern geeinigt. Die Situation, auf die sich 
Sozialisten in der Bundesr epublik und in West - 
berlin in den nächsten Jhhren einzulassen und 
zu beziehen haben, ist durch das, was in 
diesen Streiks sichtbar geworden ist, gekenn- 
zeichnet: Subjektiv verschärfte Kampfbereit- 
schaft in der Arbeiterklasse, objektiv ver - 
minderte Kampfkraft ; objektiv Lohnabbau, Ver - 
lust des "sozialen Besitzstands", subjektiv 
mehr Bewußtsein vom Klassengegensatz, Klassen- 
haß. 



Die Stärke der Chemie-Industrie war ökonomisch 
das Resultat einer Entwicklung von Konzentra- 
tion und Kapitalexport, zu dem die Wirtschaft 
Westeuropas insgesamt unter dem Druck der 
nordamerikanischen Konkurrenz gezwungen ist. 
Sie war politisch das Resultat der Lehren, die 
die westdeutsche Industrie aus dem Mai 68 in 
Frankreich und den wilden Streiks im September 
69 gezogen hat, ihre Gegenoffensive gegen das 
in den September streiks sichtbar gewordene, 
erstarkte Klassenbewußtsein der Arbeiterschaft 
hier. 

KONZENTRATION 

Die größeren amerikanischen Unternehmen können 
immer noch trotz höherer Löhne geringere Pro-  
duktionskosten erzielen, aufgund ihrer  Größe 
und aufgrund ihres  technologischen Vorsprungs. 
Hugh Stephenson von der Times: "Das Problem 
der Größe gilt nicht so sehr für die Größe der 
fabrikanlage , sondern darunter ist die finan- 
zielle und wirtschaftliche Größe zu verstehen. 
Großer Umsatz allein bedeutet noch nicht viel. 
Er  hat aber im Gefolge den Vorteil der beherr - 
schenden Marktposition. Und das ist eine Prämie,  
ohne die die großen Kapitalinvestitionen in der 
modernen Industrie, selbst wenn s ie  nicht in 
den Bereich der fortgeschrittenen Technologie 
gehören, nicht befürwortet werden können. Die 
Art  des Wettbewerbs zwischen Unternehmen in 
fortgeschrittenen Industriezweigen, wie Auto, 
chemie und Erdöl hat sich grundlegend geändert. 
Die Kosten neuer Investitionen sind so hoch, 
daß den betroffenen Gesellschaften eine stabi- 
l e r e  zukünftige Nachfrage gesichert sein muß, 
als dies bei scharfem Wettbewerb möglich wäre. 
Unter diesen Umständen is t  e s  unausbleiblich, 



daß sich die Industrie in Europa in der Zukunft 
in einer weiteren Phase der Konzentration 
zu wenigen und größeren Gruppierungen zu- 
sammenschließen wird. " (Die Welt, 23 .2 .72)  

ÖFFENTLICHE GELDER 

Konzentration ist  die eine Sache. Der Zufluß 
öffentlicher Gelder für Forschungs- und Ent - 
wicklungsausgaben die zweite. Den nordameri- 
kanischen Unternehmen stehen mehr Gelder dafür 
zur Verfügung durch ihre Größe und durch die 
permanente Rüstungswirtschaft der USA. 1963-64 
gaben die USA3,3% ihres  Bruttosozialprodukts 
für Forschungszwecke aus - gegenüber 
nur 1 , 5  % im Durchschnitt in Westeuropa. 
Hugh Stephenson: "In den Bereichen fortge- 
schrittener Technologie mit riesigen und immer 
noch steigenden Forschungs. - und Entwicklungs - 
kosten wird Europa keinen Erfolg haben, wenn 
nicht der ständige Fluß öffentlicher Gelder 
gewährleistet ist. I r  Sei e r  das nicht, dann 
sei  e s  besser,  von Anfang an mit amerikanischen 
Firmen Kooperationsabkommen zu schließen. Das 
ist  der Druck, der heute von der Wirtschaft auf den 
Staat ausgeübt wird. Konzentration und 
staatliche Subvention sind zur Lebensfrage 
des kapitalistischen Westeuropa geworden. 

KAPITALEXPORT 

Die dritte Sache heißt Kapitalexport, heißt 
Beteiligung an ausländischen Unternehmen und 
Errichtung eigener Produktionsanlagen im Aus- 
land, zum Zwecke der billigeren Rohstoffbe- 
schafffung, um das niedrigere Lohnniveau in 
anderen Ländern als Profit zu kassieren, um 
Transportkosten beim Warenverkauf auf aus- 
ländischen Märkten zu sparen. 



Keil d i e  cLienische I n d u s t r i e  an  de r  S p i t z e  

d i e s e r  Entwicklung s t e h t ,  h a t  de r  Chemie-. 

Ar .he i te rs t re ik  1971. exemplarischen Charhakter-, 

kann a n  seinem B e i s p i e l  e i n e  ganze Entwick- 

lung b e g r i f f e n  werden, d i e  von de r  S t r e i k v s r -  

b e r e i t u n g  durch d i e  Cheinie-Arbeitgeber i m  

Dezember 70 b i s  zum Rausschmiß von DKP-Lehrern 

aus  dem S t a a t s d i e n s t  und de r  Umwandlung des 

Rundesgrenzschutz i n  e i n e  Bundespolizei  r e i c h t ,  

vom Faschismus i n  de r  Bundesrepublik, d e r  s i c h  

e r s t  e n t f a l t e t , b i s  zur CSU-Machtergreifung 

beim Bayrischen Rundfunk, d e r  Ablehnung, 

?.lande1 an  tlie PU zu l a s s e n  b i s  zum Vollzug 
der  Todess t ra fe  a n  de r  Roten Armee Frakt ion .  

E s  e r g i b t  s i c h  daraus,  daß i n  den nächsten 

Jahren  t a t s ä c h l i c h  immer mehr Menschen und 
zwar g i l le r  Schichten,  d i e  Kap i t a i e igner  aus- 

genommen, m i t  den k a p i t a l i s t i s c h e n  Eigentums- 

o e r h ä l t n i s s e n  unzufr ieden s e i n  werden; und es 
e r g i b t  s i c h  daraus ,  daß e s  f a l s c h ,  t a k t i s c h  

und s t r a t e g i s c h  f a l s c h  i s t ,  d i e  Eigentums- 

f r a g e  n i c h t  i ibe ra l l  und andabernd a l s  d i e  

IIaupt f r a g e  h e r a u s z u s t e l l e n ,  'da noch m i t  
Wischi-Waschi-Argumentationen wie'Mitbestim- 

mung und '' Wehret den Anfängen" herrurnzuhan- 

t i e r e n .  D a s  e r g i b t  s i c h  aus e i n e r  Entwicklung, 

d i e  d ie j en igen ,  d i e  davon p r o f i t i e r e n ,  a m  

wenigsten v e r s c h l e i e r n  kijzn?n, 

BAYER - BASF - FARBWERKE HOECHST 

Die Chemie-Industrie gehört  zu den a m  s t ä r k -  

s t e n  k o n z e n t r i e r t e n  Sndus t r i en  Westdeutsch- 

Lands. Der Umsatzantei l  de r  d r e i  IG-Farben- 

Nachfolger Bayer, Farbwe~keHoechs tund BASF 

l i e g t  b e i  50 Prozent  der  Branche, Die d r e i  

:':;?,niekonzera:e geii;Pmn zu den v i e r  größte;) 

ik t iengese l l scr inI ten  cler 13undesrtpubl k ,  ven 
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597 000 in der Branche Beschäftigten arbeiten 
allein 200 000 bei den großen drei. Sie ver-  
fügen über meh? als 50 Prozent der unterneh- 
menseigenen Forschungs.- und Entwicklungsauf - 
wendung der chemischen Industrie. Allein die 
BASF gliederte sich in den Jahren 1965 - 70 
Unternehmen und Konzerne im Wert von 4 Milli- 
arde  Umsatz ein, das war mehr, a l s  s i e  selbst 
1965 umgesetzt hat. 

Über die Zusammenarbeit dieses Staates mit den 
Chemie-Konzernen heißt e s  im Bundesforschungs- 
bericht 1969: "Gerade in der chemischen Indus- 
t r i e  kann man von einer echten Arbeitsteilung 
zwischen staatlich geförderter Grundlagenfor- 
schung und Industriefor schung sprechen. Die 
chemische Industrie kann ihre bisherigen Wachs- 
tumsraten und ihre internationale Bedeutung nur 
aufrecht erhalten, wenn die (staatlich geförderte) 
Grundlagenforschung einen hohen Stand bei- 
behält. '' 

Kapitalexport in der chemischen Industrie heißt: 
Während die gesamte westdeutsche Industrie 1970 
19 ,3  Prozent ihrer  Umsätze im Ausland machte, 
waren e s  für die Farbwerke Hoechst 44 Prozent, 
für BASF 50 Prozent, für Bayer 56 Prozent. Sie 
produzieren unter anderem in Südafrika, Portu- 
gal, der Türkei, dem Iran und Brasilien. An 
Portugal, die Türkei und den Iran gibt die Bundes- 
republik gleichzeitig Militärhilfe. Daß diese Mili- 
tärhilfedazu dient, die Kapitalverwertungsbeding- 
ungen des westdeutschen Kapitals in diesen Ländern 
zu sichern, d. h. das niedrige Lohnniveau zu halten, 
dagegen kämpfende Arbeiter zusammenzuschießen, 
weiß man. Bekannt ist inzwischen auch, 
daß diese Militärhilfe seit  Mitte der 60 iger Jahre  
als Hilfe für den Ausbau von "Sicherungskräften 
d. h. für die Polizei gegeben wird, insofern der 
Anti -Guerilla - Kdieg als Kampf gegen Kriminali- 
tät geführt wird, eine Sprachre- 



gelung, mit der behauptet werden kann: E s  gibt 
keinen Widerstand, die Massen sind mit allem 
einver standen, e s  gibt nur Kriminelle und Krimi - 
nalität . Amerikanische Militärhilf e an den I r  an 
wurde gegeben zur Unterstützung des Kampf e s  
gegen Rauschgifthandel und schmuggel, Brandt 
hat keine "ideologischen Vorurteile", wenn 
Todesurteile gegen Revolutionäre als Verurtei- 
lung von Kriminellen ausgegeben werden. Scheel 
formulierte kürzlich e r s t  das gemeinsame Inter- 
esse  der Bundesrepublik mit der brasilianischen 
Militärjunta gegen "Terrorismus" und "subver- 
sive Aktivitätent1, das war beim Abschluß des 
Vertrages, der der Bundesr epublik den Zugang 
zu brasilianischen Uranvorkommen sichert, das 
galt den lateinamerikanischen Guerillas, die 
der BASF Bomben ins Haus legen. Die westdeut- 
sche Chemie kontolliert zusammen mit ameri-  
kanischen Konzernen fast den gesamten che- 
mischen und pharmazeutischen Markt im Iran. 
Der Iran hat die höchsten Profit- 
raten - VW z. B. zahlte im Durchschnitt der 
letzten Jahre  30Prozent Dividende, 1968sogar 
45 Prozent. Die westdeutsche chemische und 
pharmazeutische Industrie beherrscht den süd- 
afrikanischen Markt bis zu 10 bis  12 Prozent allein 
schon mit den dort von ihr produzierten und 
verkauften Waren. 

Druck auf die Löhne, Herabsetzung des Lohn- 
kostenanteils am Umsatz wird erreicht durch 
die Ausnutzung des niedrigen Lohnniveaus in Aus- 
land, durch Gastarbeiter, durch Investitionen im 
Indland, die in der chemischen Industrie in den 
letzten Jahren zu 75 Prozent der Kapazitätser- 
weiterung und Rationalisierung dienten, zur 
Fr eisetzung von Arbeitskräften. In Zahlen: 
Während die Beschäftigtenzahl in der chemischen 
Industrie von 1950 bis  70 um nur 100 Prozent 
stieg, stiegen die Umsätze um 636 Prozent. All- 
gemein besteht die Tendenz die Beschäftigten- 



zahlen zu senken. Die Schließung der Phrix- 
werke hat Schlagzeilen gemacht. Hüls kündigte 
in diesem Februar an, daß es 1972 die Beleg- 
schaftsstärke um 3 bis 4 Prozent senken werde. 
Die Chemieindustiellen sprechen von der "zu- 
nehmenden Bedeutung der Arbeitskostenbelastung" . 
Sie meinen: Entlassungen und Herabsetzung der 
Löhne. Sie gingen in die Tarifrunde 1971 mit 
der Absicht, ihre Vorstellungen von "Arbeits - 
kostenbelastung" durchzusetzen, d. h. die Arbei- 
terklasse mit einem massiven Angriff in die 
Defensive zu treiben. 

DIE STÄRKE DER KAPITALISTENKLASSE 

Konzentration als Voraussetzung für eine starke 
Verhandlungsposition des Kapitals bedeutet: Ein- 
heitliches Handeln der Arbeitgeber, insofern 
die Arbeitgeberverbände von denen beherrscht 
werden, die den Markt beherrschen: Bayer, BASF 
und Hoechst; Kapitalexport bedeutet Stärke, in- 
sofern die Arbeiterklasse, die den Chemie-Indus- 
triellen gegenüber stand nicht die einzige mehr - 
wertproduzierende der chemischen Industrie ist. 
Indem die Aufhebung der Konkurrenz unter den 
Lohnabhängigen im Arbeitskampf in den National - 
staatsgrenzen immer noch ihre faktische Grenze 
hat,, legt der Streik die Mehrwertproduktion für 
das Kapital nur teilweise still. Während die 
Arbeiter al les aufs Spiel setzen, steht für das 
Kapital nur ein Teil auf dem Spiel. 

Darüber, daß die Chemie- Indusiriellen ihre 
Stärke in den Tarifverhandlungen rücksichtslos 
ausspielten, politisch einzusetzen wußten, gibt 
e s  überhaupt keinen Grund zu jammern. E s  ist  
falsch, eine spezifische Bosheit der Chemie- 
Industriellen darin zu sehen, daß sie bestrebt 



sind, das Lohnniveau durch Ausnutzung der 
Sklavenarbeit in Afrika, Asien und Lat einame - 
rika zu drücken, sich durch Investitionen 
Arbeitskrafte vom Hals zu schaffen, sich durch 
Konzentration ökonomische und politische Hand- 
lungsfreiheit und Flexibilität zu sichern. Die 
Brutalität ihrer Handlungen als  Ausbeutung, 
als politische Unterdrückung, als das Bestreben 
die Reproduktionskosten der Ware Arbeitskraft 
auf ein Minimum zudrücken entspricht der Ra- 
tionalität des Systems, a ls  Druck der nord- 
amerikanischen Konkurrenz auf die Wirtschaft 
Westeuropas, der Rationalität der Branche, 
ihrer Produkte und Märkte - sie ist als Un- 
menschlichkeit und Verbrechen dem System imma- 
nent und wird nur mitsamt dem System abgeschafft 
oder garnicht. 

Die Chemie - Industriellen hatten die Streiks bis 
ins Detail vorbereitet, sie nicht die Gewerk- 
schaften wollten den Streik und sie, nicht die 
Gewerkschaften, haben den Streik gewonnen. 
Die Arbeiter erlitten eine Niederlage. Sie hatten - 
mit verteilten Rollen - alle gegen sich: 
Das Kapital, die Regierung, die Gewerkschafts- 
bürokratien. 

DIE VORBEREITUNG DER STREIKS 
J 

Im Februar 71 kündigten die Gewerkschaften die 
Tarife für Hessen, Nordrhein und Rheinlandpfalz 
zum 31. März und forderten 11 bis 12 Prozent, 
für Hessen linear 120, --Mark, das heißt für 
Hessen: Lohnerhöhung für alle Lohngruppen gleich, 
Einfrieren der Lohnschere, ein Schritt zur Her - 
stellung von Einheit für die Arbeiterklasse. 
Die Chemie-Industriellen machten kein Angebot. 



Im Dezember 70 schon hatten die Chemie-Indus- 
triellen die "gegenseitige Hilfeleistung" der 
Unternehmen im Fall eines Streikes vorbereitet. 
Das war die Übernahme von Lohnaufträgen zu Be- 
und Verarbeitung von Rohstoffen, Vor -und Zwi - 
schenprodukten, die Zurverfügungstellung von 
Produktionseinrichtungen und Transportmitteln; 
das war die Bevorratung ihrer  Produkte bei 
ihren Abnehmern für wenigstens 8 Wochen, das 
ging bis  runter zu den Apotheken und Universi- 
täten - der  Rektor der Universität Düsseldorf 
forderte z. B. die Institute und Seminare auf, 
sich vor sorglich einzudecken. Betriebliche 
Maßnahmen waren detailliert ausgearbeitet : 
Betriebsanleitung für Streikbrecher , die An- 
lage abhörsicherer Telephone, die namentliche 
Erfassung von gewerkschaftlichen Vertrauens- 
leuten, Druckmöglichkeiten für Flugblätter, 
Kontakte zur Lokalpresse und örtlichen Mei- 
nungsträgern wie Lehrer, Pfarrer ,  Vereine; 
namentliche Erfassung "politischer Untergrund- 
kräfte" zur Weitergabe an Verfassungsschutz 
und Polizei, Kontakte zur Polizei, zu Regier - 
ungsstellen, zu Innenministern. Argumentations'- 
ketten waren vorbereitet wie "Gefährdung der 
Arbeitsplätze durch Streikv etc. 

Die gewerkschftlichen Vertrauensleute der 
Farbwerke Hoechst hatten im Dezemer  70 eine 
Mitgliederbefragung zu den bevorstehenden 
Tarifverhandlungen verlangt. Die Tarifkommis- 
sion - aus Vertretern der IG - chemie und Betriebs: 
räten der Großbetriebe - lehnte das ab. 
Das Abstimmungsergebnis, mit dem Arbeitermit- 
bestimmung abgelehnt wurde, war nicht einmal 
knapp: 4 gegen 1. Die gewerkschaftlichen Ver - 
tra uensleute von Merck, Darmstadt stellten 
die Forderung 160 Mark oder 12 Prozent auf. 
Auch s i e  kamen in ihrer  Tarifkommission nicht 
durch. 



STAATLICHE UNTERSTÜTZUNG FÜR DIE 
KAPITALISTENKLASSE 

Staatliche Unterstützung hatten die Arbeit - 
geberverbände . Die ursprünglich auf 9 Prozent 
projektierte Lohnleitlinie wurde zu Jahresbe- 
ginn auf 7,5 Prozent reduziert. Brandt am 11. 
Mai im Bundestag: Zu starke Steigerung der 
Lihnkost en könnten in dieser Phase die Gefahr 
der Unterbeschäftigung hervorrufen. Die Sach- 
ver ständigen stellten in ihrem Sondergutachten 
zur Unterstützung der Chemie -Industriellen 
fest, daß "eine sehr langsame Verminderung der 
Lihnsteigerungsrateunicht ausreicht, sondern 
"eine Zäsur notwendig ist" (Mai 71) 

Im Mai kamen die Chemie.-Industriellen mit 
einem Angebot von 5 Prozent heraus. Im Mai 
ließ die IG - Chemie in ihren Pressemitteilungen 
durchblicken, daß sie nicht auf 11 bis 12 
Prozent beharren würde, daß sie auch mit 8 
oder 9 Prozent zufrieden wäre. 

DER VERRAT VON RHEINLAND - PFALZ 

Am 24. Mai aber wurde in Rheinlandpfalz - zur 
Überraschung der Öffentlichkeit - ein Tarif- 
vertrag abgeschlossen über 7 ,8  Prozent für 10 
Monate, das sind bei einer faktischen Laufzeit 
von 12 Monaten 6,5 Prozent, weniger also als  
Schillers Orientierungsdaten. In Rheinland- 
Pfalz herrscht die BASF. Die BASF brauchte 
keinen Streik. Auch bei Bayer und Hoechst 
wurde später nicht gestreikt. Die Belegschaften 
der Großbetriebe brauchten die Demütigung 
der Streikniederlage nicht, sie werden durch 
ein vielfach gefächertes Pazifizierungssys- 
tem diszipliniert: Werkswohnungen, scheinbare 



Gewinnbeteiligung, Ausbildungsbeihilf en, ein 
betrieblicher Vertrauensleutekörper neben dem 
gewerkschaftlichen, eine Arbeiterorganisation, 
die die Belegschaften hundertfach in räumlich 
getrennte Betriebseinheiten spaltet, ein Lohn- 
system, das s ie  nach Lohngruppen spaltet, 
Leichtlohngruppen, das s ie  nach Männern und 
Frauen spaltet. 

Das Flugblatt, das die IG. Chemie zu diesem 
Abschluß an ihre Mitglieder verteilte, ver-  
teilten in Hessen die Chemie-Industriellen an 
ihre Belegschaften. Die Tarifkommissionen in 
Nordrhein und Hessen gaben sich empört über 
den Abschluß in Rheinland-Pfalz. Sie redeten über 
Rarnpfmaßnahmen, ohne s i e  vorzubereiten. 
Die IG-Chemie forderte ihre Mitglieder lediglich 
auf, ihre Beiträge in Ordnung zu bringen 
und neue Mitglieder zu werben. 

STREIK 

Am Widerstand der Chemieindustriellen schei- 
terte schließlich die Bundesschlichtung für 
Nordrhein, für Hessen später für Westfalen 
und Hamburg. Nach dem Scheitern der Bundes- 
schlichtung begannen die Streiks. Von Anfang 
Juni bis  Anfang Juli waren insgesamt 50 000 
Arbeiter in diesen vier Bezirken im Streik, 
150 000 beteiligten sich an Aktionen. In Nord-. 
rhein Wurde für 9 Prozent gestreikt, in Hes- 
sen für eine lineare Erhöhung um mindestens 
120 Mark, wenigsten 11 Prozent, in den anderen 
Bezirken für 11 und 12 Prozent. E s  waren die 
ersten Streiks in der chemischen Industrie seit 
40 Jahren, seit  den Lohnkämpfen zu Anfang und 
Ende der 20er Jahre. 

Die organisatorische Initiative ging nicht von 
den Gewerkschaften , s ie  ging von denArbeitern 
aus. Bei Glanzstoff, Oberbruch ging s i e  von 



120 Handwerkern aus ,  d i e  am 3, J u n i  spontan 
d i e  Arbe i t  n i ede r l eg ten ,  A l s  s p ä t e r  d i e  Gewerk- 
s c h a f t  d i e  Lahmlegung von S c h l ü s s e l i n d u s t r i e n  
empf iehl t ,  s c h l i e ß e n  s i c h  andere Abteilungen 
dem a k t i v e n  S t r e i k  spontan an, Bei Dynamit 
Nobel, T ro i sdor f  begannen d i e  Aktionen m i t  
e i n e r  spontanen Arbeitsnictler81eguns de r  IIand- 
wcrker der  Zündstoffabriken,  B e i  den Clouth-  
Cummiwer!sen, Köln, b e i  denen 4 Vnchcn lang 

g e s t r e i k t  wurde, f ingen d i e  WaLzwerkcr an, 
Bei Degussa, Wolfgang gingen d ie  Handwerker 
von s i c h  aus  i n  kleinen Gruppen dtxrch d i e  
Produkt ionshal len ,  um d i e  Arbe i t e r  zur  Kund- 
gebung von B e t r i e b s r a t  und Ver t rauens leuten  zu 
holen, Bei Braun, Ileisungen f i n g e n  d i e  Arbei- 

t e r  im Apparatebau an. B e i  G lanzs to f f ,  Kelster- 

bach begannen d i e  Aktionen m i t  den S i t z s t r e i k s  
e i n i g e r  Spanier ,  Bei Merck, b e i  den Farbwerken 
Hoechst - ü b e r a l l  gingen d i e  Aktionen von k l e i -  
nen a k t i v e n  Gruppen aus,  I n  e in igen  Bet r ieben 
ist  den ganzen J u n i  über g e s t r e i k t  warden, 

Am 9,J'uni nahmen 10 000 A r b e i t e r  an e i n e r  
Groi3Eeirndgt3brr1~g der IG-Chemie i n  der  Kölner 

Spor thaSle  teil, Am 14-6,  war Aktionstag i n  
Nordrlzein: Iri 38 Betr ieben s t r e i k t e n  19 000 
Arbei ter .  Am 16-6,  fend dXe zwei7;e Großkund- 
gebuiag der  IG-Chemie i r i  Köln .mit nochmal 10 000 

Arbe i t e rn  s ta t t .  G l e i c h z e i t i g  btl.?;ailigten 

s i ch  ?G 000 an AIc+ione:l i n  Wessen - 4 008 

A r b e i t e r  d e r  Farbwerke Hoeulist  r:len!cnstrier- 
tcn zu e i n e r  Kundgebung der Gewerkschaft, es  

v.;arb das e r s t e  Mal s e i t  50 Jahr:>n, daß b e i  
!!aechst - wenn ai?.ch r : w  Tür eirr paai Stunden - 
g e s t r e i k t  wurde, Ende J u n i  s t r e i k t e n  i n  Hes- 

seri, Nosdrhein. Hanilzurg unrd Wes.tf:crben 58 000 

Ax,bei.',er, V,::!rz c:.nr2 rieuc,rzk~ w i e  z:rei.ticu.tig 
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Aber bei Merck stellte sich e r s t  unter dem 
Druck der Belegschaft der  Betriebsratsvor - 
sitzende hinter die Forderungen der Gewerkschaft. 
Die Streikleitung bei Bayer, Leverkusen kam 
mit ihrem Streikbeschluß bei der Streikbe- 
zirksleitung nicht 'durch. Viele wollten nicht 
streiken, weil ihnen die Forderung nicht hoch 
genug war. Viele wollten nicht streiken, weil 
s ie  meinten, am Ende gäbe e s  ja doch einen 
miesen Kompromiß. Daß e s  bei den Farbwerken 
Hoechst und bei Bayer, Leverkusen - als den 
größten Betrieben in Hessen und Nordrhein - 
bei Einzelaktionen blieb, entmutigte viele. 
Das Pazifizierungssystem der Konzerne zahlte 
sich aus. 

Während die Arbeiter streikten, unternahmen die 
Chemie- Industriellen alles, um in der  Offensive 
zu bleiben, - blieben die Gewerkschaften defensiv. 
Der stärkste Druck auf die Arbeiter wurde mit 
der Behauptung ausgeübt, die Streiks seien 
illegal, weil keine Urabstimmung stattgefunden 
hätte - die IG. -Chemie ist  gesetzlich nicht ver-  
pflichtet, Urabstimmungen abzuhalten, anders als 
die IG- Metall. Bei Hoechst is t  e s  mit dem Ar- 
gument " kein Streik ohne UrabstimmungH zu keinem 
gekommen. Die Streikleitung von Merck 
stellte die Frage des Rechts als Machtfrage im 
Klassenkampf : IfIm Arbeitskampf, das sagt schon 
das Wort, ist unser Recht auf Grund der  Me inung 
der Mehrheit, der Streikenden nämlich - vor- 
rangig. " Der IG-Chemie fiel nur der Hinweis auf ihre  
Satzung ein. 

Den chemie-Industriellen waren legale und illegale 
Mittel gleich recht : Bei Merck wurden 
Gerüchte verbreitet, e s  gäbe Verletzte, es 
seien Steine auf Werksschienen gelegt worden, 
"betriebsfremde Elemente" hätten Sabotage ver - 
übt, Streikposten seien mit Fahrradketten und 
schlagringen bewaffnet. Bei Glanzstoff, Ober - 



bruch' sind Gerüchte über Schießereien verbrei- 
tet worden. Polizeieinsätze ver schafften Streikbrechern 
Durchgänge zu den Betrieben, bei Merck 
und bei Glanzstiff , Kripo fotografierte Streik- 
posten, griff Streikposten an, Busse mit 
Streikbrechern fuhren in die Streikposten rein 
(Glanzstoff) ; die Unternehmensleitung von , 
Mercks störte den Funkverkehr zwischen den Streik- 
posten, verstärkte den Werksschutz, Bereit- 
schaftspolizei stand bereit, Betriebsfremde 
wurden als Streikbrecher geholt, ein Lager 
wurde aus dem Werksgelände ausgelagert. . 
Bei Glanzstoff waren die Polizeieinsätze so hart, 
daß junge Polizisten zu weinen anfingen und 
durch ältere ersetzt werden mußten, bevor die 
Polizei den Streikbrechern den Weg freimachen 
konnte . 

KLASSEN JUSTIZ 

Einstweilige Verfügungen der Arbeitsgerichte 
kamen dazu, um den Zugang von Streikbrechern 
in die Betriebe abzusichern, Polizeieinsätze 
zu legalisieren, Streikaktionen zu illegalisieren. 
Bei Merck schloß die IG-chemie nach Erlass der 
Einstweiligen Verfügung einen ve$kich, 
der den Inhalt der Verfügung nicht außer Kraft 
setzte - Durchgang für Streikbrecher - dafür 
ist die gerichtliche Intervention noch gewerk- 
schaftlich sanktioniert. So fiel die Gewerkschaft 
den Arbeitern von Merck in den Rücken, 
deren Streikleitung zu der Einstweiligen Ver - 
fügungerklärt hatte: Das Auge des Gesetzes 
sitzt im Angesicht der herrschenden Klasse 
( Ernst Bloch ) I'. Uns unterstellt die Geschäfts- 
leitung die Gewalt, die von eben dieser Ge- 
schäftsleitung und nur von ihr ausging und 
ausgeht. Die zu dem Vergleich erklärte: "Der 
Vergleich täuscht ein Recht für sogenannte 
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de r  Arbe i t skos t  enoelas-cung m i t  d i r  Mögiichkcit 

rechnet?, daß b e i  künf t iger i  Tari-?C zrhandlurgen 
i n  d e r  chenischcr! Industr2 L ernr: te Auseir anaer-  
setzungen, a l s o  u.U, auch Artel.-akampfc n i c h t  
vermieden werde3 kÖnneneu(aus:hilfele;stung i r n  
Arbeitskampf) - weil fGr iiie G h r ~ i e - l n 3 u s t r i e l -  
l e n  d i e s e r  S t r e i k  keine vereinzelte Erschej-yi,q, 

w a r ,  sondern e i n e  Etappe i n  e i n e r  lacgfr is- t i&en 
S t r a t e g i e  im Kampf gegen d i e  Arbe3~terk?-zs..:e* 

M i t  den Worten des Spreczzers der. Deutschen Bank, 

~ l r i c h :  "Es bedarf mehre-ei S c h r i t t e ,  d i e  a d  ?.er- 
d ings  jewei ls  grau geimg s e i n  miissen, ?Jrn bt7i.a 

das Z i e l  - Ste ige rungs ra ten  von nur noch zw? .L 
oder  d r e i  Frozent - zu urreichen.  (Fel)wuaA ? ') 

' h e  A r b e i t e r  baoen nacht e s r e i c h t ,  w a s  s i e  
wol l ten :  Mehr Einheiz - das w a r  d e r  I n h a l t  der 

120 Mark-Forderung i~ Hessen; Lohnerhöhungen, 
d i e  n i c h t  h i n t e r  den Pre i s s t e ige rungen  zurück- 
b l e i b e n  - das war d e r  InhalL der  Streikbewe- 
gung; Geschlossenhei t  - m i t ,  n i c h t  ohne d i e  

A r b e i t e r  von Bayer, BASF und Hoechst; Erfo lg ,  

S i c h e r  is t  d i e s e r  Tas i fabsch lusc  Audruck des 
gegenwärtigen K r ä f t e v e r h ä l t n i s s e s  zwiac3.?n 



Klassen. Wobei man sagen kann, das Kapital hat 
fast al les in der Hand, die Arbeiter fast nichts. 
Die Seite des Kapitals ist geschlossen und "kon- 
zentriert", die Arbeiterklasse ist vielfältig 
gespalten; das Kapital hat s tarke Organisationen, 
die e s  fest in der Hand hat, die Arbeiter 
Gewerkschaften, die sie nicht in der Hand ha- 
ben, deren Bürokratie und Führung eine arbei- 
terfeindliche Politik macht, zusammen mitder 
jetzigen Regierung; das Kapital hat den Staat, 
die Arbeiterklasse hat ihn gegen sich; das Ka- 
pital ist international organisiert, die Arbei - 
terklasse kann immer noch nur im nationalen 
Rahmen handeln; das Kapital hat eine klare, 
langfristige Strategie und propagiert s i e  in 
allen Bereichen, ist entschlossen, den Angriff 
auf die Arbe iterklasse zu führen. Die Arbeiter - 
schaft wird dem ihre  Wut entgegenhalten - das 
ist aber auch alles, was sie dann hat. 

DIE MILITAFUSIERUNG DER 
KLASSENKÄMPFE 

Trotz dieser Stärke des Kapitals, trotz dieser . 
schwäche der Arbeiterklasse rüstet der Staat 
auf, bereitet die Militarisierung der Klassen- 
kämpfe vor. Die politischen Maßnahmen ent - 
sprechenden ökonomischen Fakten: Der Aggres- 
sion des Kapitals. Die politischen Fakten 
signalisieren den Umfang und die Schärfe des 
Angriffs. 

J e  weniger sich das Allgemeinwohl aus der 
Politik des Kapitals von selbst ergibt, als 
Wohlstand, wachsende Einkommen, Verbesserung 
der Lebensbedingungen al ler ,  desto mehr muß 
getrommelt werden. desto weniger kann man sich 
Kritik an den Maßnahmen des Kapitals mehr leisten: 
Deshalb werden überall kritische 
Journalisten gefeuert, deshalb werden die 



Schulen von Linken gereinigt, deshalb greift 
die CSU zum Bayrischen Rundfunk und das kann 
nur der Anfang zur Gleichschaltung der ARD- 
Anstalten mit dem ZDF sein - auch wenn es  in 
anderen Bundesländern nicht so schnell gehen 
kann. 

In dem Maß, in dem die Loyalität der Massen 
gegenüber dem System nicht mehr erkauft 
werden kann, muß sie erzwungen werden, nicht 
mehr freiwillig erfolgt, wird Gewalt ange - 
droht: Wird der Bundesgrenzschutz in eine 
Bundespolizei umgewandelt und von 23 000 
Mann auf 30 000 vergrößert; wird die Polizei 
mit Maschinenpistolen ausgerüstet, soll sich 
der Bürger an den mit einer MP bewaffneten 
Bullen an der Kreuzung gewöhnen, wie ans 
Steuerzahlen, wird das Haftrecht verschärft, 
werden Notstandsübungen durchgeführt , bei 
denen scharf geschossen wird, werden Genos- 
sen in U - Haft genommen, wird an RAF - Ver- 
dächtigen die Todesstrafe vollstreckt. 

In dem Maß, in dem das Volk keinen Grund mehr 
hat, nachdem der Kapitalismus in Westdeutschland 
einmal erzwungen worden ist, weiterhin aus 
sich heraus antikommunistisch zu sein , 
müseen Kommunisten gewaltsam vom Volk isoliert 
werden: Deshalb fliegen die Linken aus den 
Betrieben, deshalb wird der Preis  immer höher, 
den die DKP für ihre Legalität zahlen muß - 
(und e s  scheint, sie zahlt jeden), deshalb 
droht die chemische Industrieder FU, sie wer- 
de FU-Absolventen nicht einstellen, wenn nicht 
Ruhe und Ordnung an der FU wiederhergestellt 
wer den. 

In dem Maß, wie der Gedanke der kommunistischen 
Alternative aufgrund der Widersprüche , die das 
System selbst erzeugt, an Boden gewinnt, müssen - Freiräume, von denen aus er  noch propagiert 
werden könnte, geschlossen werden: Deshalb wird 



Mandel n i c h t  a n  d i e  FU gelassen ,  r u f t  de r  Uni- 

v e r s i t ä t s p r ä s i d e n t  i n  Frankfur-t  d i e  Bullen, da- 
m i t  d i e  Klausuren geschrieben werden, d i e  d i e  
I lc 'us t r ie  ve r l ang t ,  h e t z t  Löwenthal gegen Spar- 
t akus ,  g r e i f e n  Löwenthal-Kameramänner Studenten 

an, um jene Krawallscenen i n s  B i ld  zu kr iegen,  
d i e  zur  Volksverhetzung gebraucht werden. 

Nachdem i n  10 Jahren  Ausländerbeschäftigung i n  
de r  Bundesrepublik - s e i t  de r  Mauer 1961 - d i e  
Unfal lquoten de r  Ausländer immernoch doppel t  
s o  hoch s i n d  wie d i e  de r  deutschen Arbeiter, 
d i e  schon hoch gerlug sind, d i e  Unterklinfte 
immernoch Gnettos,  d i e  D i s ~ r i m i n i e r u n g  i m  Be- 
t r i e b  und i m  S t a d t t e i l  immernoch t o t a l  ist und 
d i e  n~:slZaaischen Arbe i t e r  nun anfangen, s i c h  
selbst zu o rgan i s i e ren ,  um s i c h  be s se r  wehren 
zu LOnnen, wird das  Grundgesetz geänder t ,  um 
d i e  -;rsPänderorganisationen noch be s se r  über- 
wachen, noch s c h n e l l e r  zerschlagen zu können, 
a l s  das  aufgrund des f a s c h i s t i s c h e n  Ausländer- 
gese tzes  und des antikommunistischen Vereins- 
gese tzes  schon möglich ist. 

Angesichts d i e s e r  Entwicklung das bißchen Vor- 
wand, das  d i e  Rote Armee Frak t ion  dem Kapi ta l  
propagandis t i sch  b i e t e t ,  f ü r  den Kern des  Pro- 
blems zu h a l t e n ,  d i e  Zuspitzung de r  Klassen- 
kampfe i n  kausalen Zusammenhang m i t  uns zu 
bringen,  das Aufkommen von Rechtsradikal ismus 
f ü r  e i n e  Reaktion auf  uns zu ha l t en ,  i s t  ob- 
j e k t i v  d i e  Argumentation des  Klassenfe inde , r , i s t  
s u b j e k t i v  e i n e  ganz obe r f l ä ch l i che  Betrachtungs- 
weise, d i e  nur von de r  äußer l i chen  Erscheinung 
de r  Dinge, s o  wie d i e  bü rge r l i che  Presse  s i e  
d a r s t e l l t ,  ausgeht.  



DIE LEGALE LINKE UND DER 

STAATSFEIND NR. 1 

Die legal arbeitende Linke ist  dieser Offensive 
des Kapitals gegenüber nicht nur defensiv, s ie  
is t  auch objektiv ratlos. Sie setzt dem ihre 
Flugblätter und Zeitungen entgegen, ihre Arbei- 
teragitation, die besagt, daß das Kapital an 
allem schuld ist ,  was ja richtig ist,  daß die 
Arbeiter sich organisieren müssen, die sozial- 
demokratische Linie in den Gewerkschaften über - 
winden müssen, lernen, ökonomische Kämpfe zu - 

führen, das Bewußtsein als Klasse zurückge- 
winnen - was notwendige, politische Arbeit ist. 
Als einzige politische Arbeit ist  s ie  kurzsich- 
tig. Sie sieht die Maschinenpistolen und sagt: 
Den ökonomischen Kampf entwickeln. Sie sieht 
die ~otstandsübunden und sagt: Kassenbewußt - 
sein. Sie sieht den Faschismus und sagt: Die 
Klassenkämpfe nicht zuspitzen. Sie sieht die 
Kriegsvorbereitungen und sagt: Bündnispolitik 
mit dem Mittelstand. Sie sieht die Arbeits.- und 
Bundesarbeitsgerichtsurteile, mit denen zukünf - 
tige Streiks illegalisiert werden sollen und 
sagt: Legalität. 

Die Konterrevolution traut sich zu, mit allen 
Problemen fertig werden zu können, die s ie  
produziert, auch ist  ihr kein Mittel zu dreckig 
dafür. Aber s ie  kann nicht warten, bis der 
Faschismus sich wirklich entfaltet hat, die 
Massen für s ie  mobilisiert sind und s ie  braucht 
die Gewißheit, daß Bewaffnung und bewaffnter 
Kampf ihr Monopol bleibt - daß die Wut der Ar-  
beiterklasse, die s ie  zu provozieren entschlos- 
sen sind, diese Idee nicht faßt und mit der Idee 
die Mittel nicht: Die Idee des bewaffneten 
Kampfes als revolutionäre Guerilla, die aus  dem 
Hinterhalt kämpft und nicht zu fassen ist, die 
s ie  zur Rechenschaft zieht, die ihre Polizei de- 
moralisiert,  die als Gegengewalt ihr e r  Gewalt 
Wider stand leistet. 



Genscher wäre nicht der Innenminister der herr-  
schenden Klasse, wenn er  nicht die unglaublich - 
sten Anstrengungen unternähme, uns "aus dem 
Verkehr zu ziehen", wenn er  uns nicht zum Staats- 
feind Nr . 1 erklärt hätte, noch bevor wir etwas 
gemacht haben, was uns als solchen ausweisen 
würde, wenn e r  nicht alles, aber auch alles täte, 
um uns von den Linken, der Arbeiterschaft, der 
Bevölkerung zu isolieren, wenn er uns nicht e r -  
morden ließe. Das kann nur noch viel schlimmmer werden. 

Aber sie können ihre Kriegsvorbereitungen nicht 
mehr heimlich durchführen und nicht mehr auf dem 
Boden ihrer eigenen Legalität, s ie  sind gezwungen, 
ihre eigene Ordnung zu brechen und als das 
aufzutreten, was sie sind: Als Feinde des Volkes 
- und die Linke macht auf einer dialektisch höheren 
Ebene die richtige Propaganda als s ie  
eigentlich machen will, wenn sie sagt, : Der 
Terror  gilt nicht der RAF sondern der Arbeiter- 
klasse. Natürlich gilt e r  nicht der RAF sondern 
ist Vorbereitung auf bevorstehende Klassenkäm- 
pfe. Es  geht darum, die Idee des bewaffneten 
Kampf es  mit aller Gewalt, derer das System im 
Augenblick fähig ist, von der Arbeiterklasse 
fern zu halten. Nicht wir sind ungeduldig. Das 
System ist nervös. Das Kapital kann nicht warten, 
bis sich der Faschismus entfaltet hat, die ameri- 
kanische Konkurrenz wartet nicht. Die Hysterie 
des Systems macht unsere Strategie und Taktik 
nicht falsch. Sie wird dadurch nicht falsch, 
daß das System es  uns unendlich schwer macht, 
die Guerilla in den Massen zu verankern. 
Widerstand zu leisten wird dadurch nic ht 
falsch, daß der Krieg ein langwieriger Krieg 
ist. 

Was erwarten die Genossen eigentlich in einem 
Land, das Auschwitz hat widerstandslos über 
sich ergehen hat lassen? Deren Arbeiterbewe- 



gung die Geschichte der deutschen Arbe ibc lne -  

wegung hat und deren Polizei die Geschichte 

der SS? 

" DIE KOMMUNISTEN -E3 FUR DIE ERREICHUNG 

DER UNMITTELBAR VORLIEGENDEN ZWMlKE UND 
INTERESSEN DER ARBEITERKLASSE, ABER SIE 
VERTRETEN IN DER GEGENWÄRTIGEN BEWEGUNG 
ZUGLEICH DIE ZUKUNFT DER BEWEGUNG " - 

(Kommunistisches Manifest). I 

h s  verstehen wir unter DEM VOLK DIENEN . 



DIE EIGENTUMSFRAGE UND 
DIE MILITARISIERUNG DES 
KONFLIKTS 

Das Argument, die Bundesr epublik sei nicht 
Lateinamer ika verschleiert die hiesigen Ver - 
hältnisse mehr als daß e s  sie aufdeckt. Ge- 
meint ist damit - sofern es  nicht nur schwatz- 
haft in die Debatte geworfen wird - : Hier 
herrscht nicht dieselbe katastrophale Armut 
wie dort, hier ist der Feind nicht eine Aus- 
ländische Macht, hier ist das Regime dem Volk 
nicht so verhaßt, hier herrscht noch keine 
Militärregierung wie in vielen lateinamerika- 
nischen Staaten. Gemeint ist: Dort sind die 
Verhältnisse so unerträglich, daß nur noch 
Gewalt hilft - hiersind die Verhältnisse noch 
erträglich genug, sodaß Gewalt nicht gerecht- 
fertigt ist. In dem Rowohlt-Band rlZerschlagt 
die Wohlstandsinseln der 111. Welt", in dem 
auch Marighellas Handbuch über Stadtguerilla 
abgedruckt ist,  heißt e s  in der Vorbemerkung, 
die Veröffentlichung geschehe aus Protest 
gegen Verhaftung und Folter in Brasilien, 
nicht als Anleitung zum Handeln hier, "wie 
schwach und durch die eigene Wirtschaftsordnung 
gefährdet die parlamentarische Demokra- 
tie auch immer sein mag;" - "Diese Gegenge- 
walt (der lateinamerikanischen Stadtguerillas) 
gegen das terroristische Herrschaftssystem 
des Kapitals in einem Land anzuwenden, in dem 
über Mitbestimmung zumindest diskutiert wird, 
ist eine Verhöhnung der Verdammten dieser 
Erde. Demnach sind Bomben gegen die BASF in 
Ludwigshafen ein Hohn auf die Bombenleger 
gegen die BASF in Brasilien. Die lateinameri- 
kanischen Genossen denken anders darüber. Die 
BASF auch. 



Das Argument, die Bundesr epublik se i  nicht 
Lateinamerika wird von Leuten vorgetragen, die 
aus der Sicht gesicherter Monatseinkünfte das  
Zeitgeschehen kommentieren, zur Sicherung ihrer  
Monatseinkünfte; es ist  ein Ausdruck der mensch- 
lichen Kälte und intellektuellen Ignoranz gegen- 
über den Problemen des Volkes hier. Die bundes- 
republikanische Wirklichkeit fällt dabei fak. - 
tisch und analytisch unter den Tisch. 

Von der  objektiven Aktualität der Sozialen 
Frage, von der subjektiven Aktualität der Ei- 
gentumsfrage und von der  Militarisierung der 
Klassenkämpfe ist bei der Analyse der Verhältnisse hier 
auszugehen. 

ARMUT IN DER BUNDESREPUBLIK 

Objektive Aktualität der Sozialen Frage heißt: 
Armut in der Bundesrepublik. Die Tatsache, daß 
diese Armut weitgehend stumm ist, bedeutet 
nicht, daß e s  s ie  nicht gibt. Die Tatsache, daß 
aus  ihr nicht die Möglichkeit der sozialen 
Revolution abgeleitet werden kann, ist kein 
Grund, sich nicht auf s i e  zu beziehen, so zu tun, 
als gäbe e s  s ie  nicht. 

Surgen Roth hat in seinem Buch "Armut in der 
Bundesrepublik" das meiste, was zum Thema Armut 
zu sagen ist, zusammengetragen. Demnach leben 
in der Bundesrepublik und Westberlin heute 14 
Millionen Menschen in Armut : 1,l Millionen 
leben in ländlichen Gebieten und müssen mit 
100 bis  400 Mark im Monat auskommen, das sind 
die Familien der Kleinbauern und Altenteiler. 
4,66 Millionen Haushalte mit ca. 3 Personen 
verfügen über ein monatliches Nettoeinkommen 
von weniger als 600 mark, das sind 21 Prozent 
a l ler  Haushalte. Über 5 Millionen Rentenab- 
hängige haben eine monatliche Rente bis  zu 



550 Mark. Hinzu kommen 600 ooo Bewohner i n  

Armenanstalten,  430 ooo Nichtsedf is f te ,  100 c'oo 

Heimkinder, 180 ooo Geisteskranke Fi? Anstalte:l 
50 ooo Erwachsene i n  Gefängnissen, 50 oco 

Jugendl iche  i n  Fürsorgeerziehung. D a s  s i n d  

o f f i z i e l l e  Zahlen, J e d e r  weiß, dafi o f f i z i e l l e  

Zahlen i n  d i  esem Bereich, nach uriten abgerun- 

d e t  weruen. I n  Bremen bekommen -I1 ooo Ivlenschen 

Feuerunqshi l fe ,  wei l  s i e  zu wenig Geld haben, 
um s i c h  d i e  Kohlen s e l b e r  zu kaufen. D a s  

?/!Gnchncr8 Yohnungsa~nt rechnet  damit , daß d i e  

Zahl der  ObclachLosen von j e t z t  7 300 auf  25 oos 

ste5;:ctt w i r d .  I n  Köln l e b n  schon 1963 17 ooo 

i n  Armcnanstalt en. 

I n  de r  F r a n k f u r t e r  Nordweststadt z a n l t  man 
'reute f"ir zwei Räilnie, etwa 60 qn grui3, 460 Mark 

Miete. I n  d e r  Nordweststadt hängen d i e  Zähler  

f ü r  d i e  E l e k t r i z i t ä t  i r  den Kel lern ,  I n  f a s t  

jedem Iiochnaus ist mindestens ein Zlihler abge- 

s t e l l t ,  ungeachtet  dessen, ob Kleinkinder  i n  

de r  dazugehörigen Wohnung s i n d  oder  ob Winter 

i s t e  50 Abschaitungen pro Tag i~ieEdet d i e  S t a d t  

F rankfur t ,  ungefähr 800 Familien w i r a  monat l ich 

d e r  Strom a b g e s t e l l t .  

I n  F rankfur t  a m  Main leben 5 ooo Penner. Nacj~ts 

- werden s i e  m i t  Wasser aus  i h r e n  Sch la f s t ä t t so i  i n  

de r  D-Ebene de r  Hauptwache h e r a u s g e s p r i t z t .  'denn 

d i e  P o l i z e i  weg i s t ,  kommen s i e  wieder,  legen 

s i c h  Zeitungen auf den nassen Boden und s c h l a f e n  

wei te r .  

4 Mi l l ionen Wohnungen i n  de r  Bundesrepublik 

haben weder Bad noch T o i l e t t e .  800 oso Fami l ien  

-leben i n  Baracken. I n  FranKfurt g i b t  e s  S O  ooo 

k'ohnungssuchende, i n  Düsseldorf 30 ooo. 

600 ooo Menschen i n  de r  Bundesrepubilk sind a n  

Schiz:3~hrenie e rk rank t ,  Wenn Schizonhrenle  n i c h t  

2e:..-..~*ir:kt w i r c i ,  f i ihr t  s i e  zu Inva.lidl.tät, 3 Pro- 
% .  

::r:t.:l ::E ,* ?ev,?lkeri~.r?g ~ i ~ i d  durch sec, tsr.i.t E r -  



krankung arbeits- und berufsunfähig. 5 b i s  6 
Millionen Menschen bedürfen auf irgendeine Art 
psychischer Hilfe. In einigen psychiatrischen 
Krankenanstalten geht man von 0,75 qm Platz pro 
Patient aus. 

80 Prozent aller Arbeiterkinder, die nach An- 
sicht ihrer  Lehrer auf die Oberschule gehören, 
kommen nicht dahin. Armut in der Bundesrepublik 

Armut in der Bundesrepublik ist nicht im 
Verschwinden, s ie  is t  im Kommen. Die Wohnungs- 
not wächst. Die Schulnot wächst. Die Kindsmiß- 
handlungen nehmen zu. 

Ende 197.0 wurden 7 000 Kindsmißhandlungen 
gezählt, man nimmt an, daß e s  in Wirklichkeit 
100 000 waren. Man nimmt an, daß 1 000 
Kinder im Jahr totgeprügelt werden. 

Schulen in der Bundesrepublik beschreiben, heißt 
Armut in einem reichen Land beschreiben , 
sagt Luc jochimsen in ihrem Buch "Hinterhöfe 
der Nation. ", das anschauliches Material dazu 
liefert. "Das öffentliche Erziehungssystem 
ist  ein Elendsbezirk, ausgestattet mit den 
Merkmalen alller Slums: Mangel, Defizit, Fehl - 
bestand, Überalterung, Überfüllung, Erosion, 
Unzufriedenheit, Resignation, Abgestumpftheit, 
Erbarmungslosigkeit. Was heute in 
den Grundschulen der Bundesrepublik mit sechs- 
und siebenjährigen Kindern geschieht, läuft 
auf eine bewußte und für die zukunft geplante 
Verweigerung des Rechts auf- Bildung und Aus - 
bildung mit Hilfe der allgemeinen Schulpflicht 
hinaus, is t  Erziehungskriminalität. Ein Ver - 
brechen, für das  e s  keine Strafen gibt. Ein 
Verbrechen, das nicht verfolgt wird. 

Im Märkischen Viertel in Berlin lebten 1970 
35 000 Menschen, 1980 sollen e s  140 000 sein. 
Die Leute sagen: Brutal sieht das hier aus, 



ganz gemein, das tötet doch ab, irgendwie - 
aber innen, die Wohnung, is t  anund für sich 
gut geschnitten. Im Märkischen Viertel fehlt 
einfach alles: Spielplätze, Verkehrsmittel, Schulen, 
billigen Einkauf smöglichkeiten, Ärzte, Anwälte. 
Brutstätten von Armut, Kindsmißhandlungen, 
Selbstmord, Bandenkriminalität , Verbitterung, 
Not. Das Märkische Viertel ist soziale Zukunft. 

(Bürgerliche Autoren, auf deren Ergebnisse wir 
uns hier beziehen, machen sich nicht die Mühe, 
ihre Beobachtungen aus den Bewegungen des Kapi- 
ta ls  zu analysieren, die Kapitalkonzentration 
bei Banken, Versicherungen, Haus- und Grundbe- 
sitz als Ursache von Verelendung bloßzulegen. 
Sie arrangieren sich mit ihren ~ e c h e r c h e n e r -  
gebnissen durch verbalen Protest). 

Die Aktualität der Armut is t  nicht identisch 
mit der Aktualität der Revolution. Die Armen 
sind nicht revolutionär , nicht unvermittelt, 
nicht von sich aus. Ihre Agressivität richten 
s ie  mehr gegen sich als gegen ihre Unterdrücker, 
Agressionsobjekt sind die noch Ärmeren, nicht 
die Nutznießer der Armut, nicht die Wohnungs- 
baugesellschaften, Banken, Versicherungen, 
Konzerne, Stadtplaner, sondern deren Opfer. 
Nicht mobilisierendes, eher deprimierendes, 
abschreckendes Beispiel, ~asch i smusmate r i a l  
für Bild und ZDF. 

Das ZDF setzt sowas in Szene: In Wiesbadener 
Slumsmußten die Kinder für ein ZDF- Team im 
Dreck spielen, sich untereinander schlagen, schreien. 
Die Erwachsenen mußten sich anschrein, 
auf einander losgehen. Das Fernsehen gibt dem 
Satz "Die Bundesrepublik ist  nicht Lateinameri- 
kau ,  - die Armen in der Bundesrepublik haben 
selbst schuld, s ie  sind kriminell, es gibt 
nur wenige Arme - die anschauliche Evidenz. 
Die Springerpresse druckt sowas nach. 
Faschismusmaterial. 



DIE AKTUALITÄT DER 
EIGENTUMSFRAGE 

Aber die objektive Aktualität der Armut hat 
subjektiv die Frage des kapitalistischen 
Eigentums in einem Maß aktualisiert, wie e s  
das  sei t  den ersten Nachkriegsjahren - dem 
Ahlener Programm der CDU - nicht gegeben hat. 
Nicht unvermittelt, aber vermittelt. Wenig 
bei den Armen selbst, aber in der übrigen 
Gesellschaft, als Bürgerinitiative und als 
Gemeinplatz weit verbreitet, noch wenig orga- 
nisiert,  vage, aber nicht zu unter- 
drücken. 

Daß 20 000 Verkehrstote die Opfer des Profit- 
strebens der Automobilindustie sind, die ohne 
Rücksicht auf die Entwicklung des Straßenbaus 
produziert; daß Versicherungspaläste das Kapi- 
tal repräsentieren, das s ie  aus Krankheit schla- 
gen, dessen Kehrseite Krankenhauselend ist;  
der Widerspruch zwischen der Verschuldung der 
Gemeinden und der Rendite der Konzerne, die 
auf ihrem Boden produzieren; zwischen Gastar- 
beiterausbeutung und Gastarbeiterunterkünften; 
Kinderelend und Profiten der Spielzeugindustrie; 
Miethausprof iten undMiethauselend - 
das al les 'sind schon fas t  Gemeinplätze, der 
Spiegel ist jede Woche voll davon, Bild täg- 
lich, in Einzelfällen als Einzelfälle dargestellt, 
aber s o  massenhaft wird an diesen Zu- 
ständenAnstoß genommen, daß s ie  nicht mehr 
verschwiegen werden können. Deutsche - Bank - 
Sprecher Ulrich jammmert über die "Verteufelung 
der Gewinne ", über "die Angriffe auf unser 
Wirtschaftssystem", die "Kritik an den Erträgenn 
"Wir al le sind noch immer nicht eindringlich 
genug, um die Bedeutung der Unternehmergewinne 
überall verständlich zu machen, ohne die ja 
der freien Marktwirtschaft Fortschritte und 
Entwicklung unmöglich sindn - daß damit noch 



5!:nr:ii;wonP gemeint s e i n  könnte,  niinmt ihm 

aül3er Zen Äüpi ta le ignern  s e l b s t  kaum e i n e r  

m h r  ab. 

;,;;gLer w i l l  d i e  unpopuläre ErhBhung d e r  Ver- 

i ;*iiuchsst euer-n propagandis t i sch  durch Best eu- 

v;ui~g d e r  h5her.en Einkommen abs ichern .  Die CDU 

! ~ * i t  ik:gst, daß d u ~ c h  d i e  Os tve r t r äge  e i n e  
\ . L ,- f ~ o i ( l ~ i r s c h e  Aufweichung i r n  Innern  de r  Hundes- 

--t;piii..! L I -  ilic Folge s e i n  könnte - Schröders  

. :UJI tar.;~umrriC ; !;feil d i e  Verteufelung des Korri- 

,311 isi;i:a,.; an  Claubwürcligkeit v e r l i e r e n  könnte , 
;:ej 1 i(onimianismiis heifit : Enteignung, Vergese 1 l- 
:c:lat't ;~rig vor1 Produktionsmit te ln.  Nicht i h r e n  

. . ~ i \ in l c  bekämpft d i e  CDU, s i e  bekämpft i n  den 
. . 

''., t v r ~ . !  iS:tp;en d i  e idec  log i sche  Toleranz e inen  

. ' . . ( ! ;1  ; ; I ,  :> ,i:c\genüber, der der. Todf e intl des hapi- 

2 ,  . 
! e Tnit : :t t; i 1, ttn de r  Linken nach 1968 s o f ' e r : ~  

.C i . ~  iibcr-1::ieip.r; e i  ne größere B a s i s  h a t  teci, h a t t e n  

. i c ?  I:i~c:~ti?rna~'r.np;!;en zum I n h a l t ,  s t e l l t e r ,  einen 
i i l g r i f  f' nst' k t p i  tni ist isct ies  Eigentum dar ,  

: n L t en ikirt~ri iZei hurigspunkt im k a p i t a l i s t i s c h e n  

i-'t~!)fitstx.c.bt.!ri, i firc?n Konsens i n  de r  K r i t i k  da- 

:-;in: D i e  Iiwtasi~esetaringcrr i r i  viel-en S t ä d t e n  d e r  

Ri~ndesrepubl i k,  d i e  l3ürgernni t i a t i v e n  gegen 

E i,iiiitsanie1.ung, di.c I n  i t ist, i vcn für gemeinnütz- 
i r.7 , „, L3it1rich tungcri i n  St,:idtriiiirlgch i e t e n  - Fiiirk- 

2 :.:~es V i e r t e l ,  P'rankfiarter Nordweststadt,  d i e  
L..,; ,: g e r i r i i t  iativcn gegen Tridusir ieans i edlunwn 
i.11 der* Nähe von k-ohngebit-ten, Ilas tleidelber*ger 

:'PK ha t  tlen Ztlshiinmeiihang von lirarrkhei t und Kapi- 
4 , . -* ~isr i ius  s o  konsequent i.n c l  t:t.:n I c o i  ickt iven Kr- 

k;?ru~tnis- und lIandPungsp~bozclj 1 ~ - i t  is j e r t  , daß  

ciir Kader dcs SPK wegen 5 129 s e i t  J u l i  72 i r n  

Gei gngriis :;i t zen, D i e  Khrnpf e d e r  Student  er: $ r B ~ + - v  

P r ü f  üntgsczacit)nllgeri, d i e  ihnen d2s Kapitnj- si; i'- 

zi,ri;igt, ,cei.l;s:; die Knmpagnerr d e r  Jusos  ;;cgen 

F r i v a S c i ~ ~ ~ n  t i m  i n  Icindsckal't l i c h e n  Erholtin-5- 

i l ? g ~ n s t ~ , z i r !  der- K r i t i k ,  Die :vicirt igs tcn St:-c-iri.5; 
. , 



waren die im September 69, die sich an den 
hohen Dividenden des Jahr e s  entzündeten. Die 
stärkste Kampagne der Studentenbewegung war 
die gegen den Springer - Konzern : "Enteignet 
Springertt. Die brutalsten Polizeieinsätze 
richteten sich gegen die Hausbesetzungen in 
der Belgiersiedlung in Kassel, wo Frauen und 
Kinder herausgeprügelt worden sind, gegen die 
Hausbesetzer in Hannover, die jetzt mit Scha- 
denersatzprozessen fertig gemacht werden. Nach 
Georgs Ermordung gab e s  in Berlin einen Auf.- 
kleber: "Die Killerschweine haben unseren Bru- 
der Georg ermordet, weil s ie  Angst um ihren 
Zaster haben. 

SOZIALDEMOKRATISMUS UND 
REFORMISMUS 

Reformversprechen sind zum Religionsersatz 
geworden, Opium fürs  Volk, das Versprechen 
auf eine bessere  Zukunft, das nur dazu dient, 
eine psychologische Motivation zugunsten Ge- 
duld und Abwarten, Passivität zu liefern. Mit 
den Anstrengungen, die nötig wären, um Refor - 
men durchzusetzen, könnte man die Revolution 
selber machen. Wer den Leuten was anderes 
erzählt, wie die Jusos und wer die Jusos für 
die Kraft hält, die wirksame Reformen durch- 
setzen wird, verkennt die Widerstandskraft des 
Systems, seine Entschlossenheit, die Gesell- 
schaft an die Verwertungsbedingungen des Kapitals 
anzupassen und nichtumgekehrt, und längst nicht 
mehrnur "mit allen Mitteln des Rechtsstaats I! ,  

verkennt vor allem, daß die Jusos in e r s t e r  
Linie die Junge Generation der Sozialdemokraten 
sind. 

Ein Unterschied zwischen SPD und CDU besteht 
trotzdem. Sie schätzen die Arbeiterklasse, 
das Volk verschieden ein. Die SPD sagt: Zucker- 



brot und Peitsche, die CDU will lieber nur die 
Peitsche. DieSPD, erfahrener darin, wie man die 
Arbeiterklasse an der Nase herumführt, Wehner, 
erfahrener darin, wie man die Linken austrickst 
und austreibt, Br andt, erfahrener dar in, wie 
man sich an die Spitze einer Bewegung stellt, 
um sie besser abwürgen zu können (die Anti-Atom- 
bewegung in Berlin 1958 z. B. ) - sie trauen sich 
mehr Taktieren gegenüber dem Volk zu als die 
CDU. Die SPD hat die Amnestie durchgesetzt, da- 
mit für sich die Gefahr von Solidarisierungen 
an Studentenprozessen gebannt, die Kontinuität 
der Kritik an der Justiz unterbrochen, die 
Linken gegenüber der Justiz und Administration 
entsolidarisiert und schmeißt sie jetzt, wo es 
deswegen keinen Aufstand mehr gibt, einzeln aus 
dem Staatsdienst. Mit Ihrer Ostpolitik hält sie 
sich die Kritik am Scheitern ihrer Reformpolitik 
vom Hals. Der Berliner Senat hat bei der 
Besetzung des Bethanienkrankenhauses und Um.- 
benennung in Georg von Rauch - Haus die Polizei 
nicht eingesetzt, stattdessen den Linken das 
Wasser abgegraben, indem sie  e s  in Senatsregie 
übernahm. Heinemann hat wegen der Proteste 
gegen seinen Persienbesuch noch die diploma- 
tische Augenkrankheit gekriegt; während Brandt 
fuhr, war das Verbot der Ausländerorganisationen 
schon in Arbeit. DieSPD ist sich des Einflus- 
ses,  den sie über die Gewerkschaften auf die 
Arbeiter hat, sicherer als e s  die CDUsein 
kann, die den Gewerkschaften mißtraut, ihren 
Funktionsmechanismen: Kapitalbildung durch 
freiwillige Mitgliederbeiträge statt durch 
Mehrwertschröpfu ng. Und Posser nimmt mancher 
die Lüge noch ab, Mahler sei "Mitmenschtt, 
während Brigitte Asdonk in seinem Wirkungs - 
bereich mißhandelt wurde. Den Unterschied 
zwischen SPD undCDU haben einige Genossen 
als den zwischen Pest und Cholera definiert. 
Dazwischen hat das westdeutsche Volk die 
freie  Wahl 



Um den gesellschaftlichen status quo ,zu halten, 
rüstet das System auf. Status quo halten, 
heißt: durch euro aische Unternehmenskonzen- 
tration der ameri %*. anischen Konkurrenz stand- 
halten; durch Grundlagenforschung mit Steuer. - 
geldern die Profitraten Hoch halten; durch Ka- 
pitalexport die Märkte, durch Waffenlieferungen 
in die III. Welt die Befreiungsbewegungne in 
Schach, durch die Auslandsgroduktion die Löhne hier 
niedrig haiten; die Siemenshauptversammlung von 
Kritik an der Cabora-Bassa- Beteiligung frei  
halten; dem Schah die Kritik an der Todesstrafe 
in Persien vom Hals halten; Status Quo halten 
heißt: Diejenigen, die a rm sind von denen, die 
die Eigentumsfrage stellen, getrennnt halten; 
die Arbeiterklasse durch Vermögensbildung und Reform- 
versprechen hinhalten; die Behauptung aufrecht 
halten: Konsumeigentum ist gleich Produktions- 
mitteleigentum; jede Angriff auf Privateigen- 
tum ist  den andern gleich; alle Angriffe auf 
Privateigentum sind kriminell; Die kapitalis- 
tische Produktionsweise ist eine natürliche 
Angelegenheit; s ie  ist die beste unter den 
möglichen und die beste, die man sich denken 
kann; Kapitalismuskritik dient partikularisti- 
schen egoistischen Interessen einzelner und 
einzelner Gruppen; an der Inflation sind die 
Löhne schuld; wer anderer Ansicht ist, ist 
verstiegen, ist isoliert und letzten Endes 
kriminell. Das ist der Status quo der Besitz- 
verhältnisse und Ideen, der ohne die Milita- 
risierung der Klassenkämpfe und die Krimina- 
lisierung der Klassenkämpfe und die, Krimina- 
lisierung der Linken nicht gehalten werden 
kann. 



DIE SPRINGERPRESSE 

Die Rolle der Springerpresse bei der Milita- 
risierung der Klassenkämpfe ist schon 1968 in 
der Kampagne "Enteignet Springertf genau be- 
schrieben worden : 

Man kann das Schema, nach dem die Springer- 
presse Öffentlichkeit produziert, auf folgende 
einfache Formel bringen: Jeden Bef reiungsver - 
such der Menschen aus den Zwängen des Spät- 
kapitalismus stellt die Springerpresse als Ver- 
brechen dar. Der politische Revolutionär er - 
hält die Attribute des Gewaltverbrechers . Der 
politische Kampf erscheint als individualisti- 
scher und abstrakter Terror ,  die imperialisti 
schen Verhinderungsf eldzüge als Ungezief erver - 
tilgungsaktion. 'I I' Der Springerkonzern bildet 
die propagandistische Vorhut des agressiven 
Antikommunismus. Die Springerpresse ist  der 
Feind der Arbeiterklasse. Sie verstümmelt die 
Faähigkeit zum politischen Willensausdruck und 
zum solidarischen Handeln. Aus dem Wunsch 
des Lesers nach Gerechtigkeit macht die Springer- 
presse Lynchinstinkte, aus der Sehnsucht nach 
einer freien Gesellschaft den Haß gegen die- 
jenigen, die sie errichten wollen. Die Springer - 
presse dient der psychologischen Kriegsvorberei- 
tung . Durch die Feindkonstruktionen will sie 
sagen: Wenn ihr euch jemals rührt, wenn ihr 
Scheidungen nicht dem Scheidungsanwalt, Lohn- 
erhöhungen nicht den Tarifverhandlungen, Woh- 
nungen nicht dem Wohnungsamt, Ungerechtigkeiten 
nicht dem Richter, eute Sicherheit nicht der Polizei, 
euer Schicksal nicht dem Spätkapitalismus über - 
laßt, dann kommt Mord, Folter, Vergewaltigung 
und Verbrechm. 
( aus: Untergang der Bildzeitung ) 

Die Situation hat sich seit der Molotowcock- 
t a i l~e rans ta l tun~  im Februar 68 ver schärft. 



BILD hat die Spalte "BILD kämpft für Sie! " 
eingeführt und Bild meldet täglich Erfolge 
von der Kampffront gegen Mietwucher, gegen 
Ausländerkriminalisierung, gegen Kinderreiche- 
familien - Kündigungen, gegen Frührentner- und 
Rentnerverzweiflung. Noch bevor sich die aus- 
gebeuteten Massen von den Institutionen des 
Rechtsstaates abwenden, hat Bild sich von 
ihnen abgewandt; noch bevor sich die Unzu- 
friedenheit mit den Institutionen des Klassen- 
staates als Klassenbewußtsein konstituieren 

- 

kann, stellt Bild sich an die Spitze der Un- 
zufriedenheit, dahin, wo die Nazis 1933 stan- 
den, berufen vom Kapital, nicht vom Proleta- 
riat. Bö11 hat das faschistisch genannt, um 
Mißver ständnissen vorzubeugen : "Verhetzung, 
Lüge, Dreck. Er hat damit analytisch und 
politisch den Nagel auf den Kopf getroffen. 
Die Reaktionen zeigten, wie empfindlich das 
system geworden ist, wie labil der status 
quo, wie faschistisch Bild, wie nervös das 
Klima im Springerkonzern. 

DIE DIALEKTIK VON REVOLUTION 
UND KONTERREVOLUTION 

E s  ist nicht die Frage, ob wir die reaktionäre 
Militarisierung wollen oder nicht, e s  is t  die 
Frage, ob wir die Verhältnisse, die s ie  zur 
faschistischen Militarisierung ausnutzen können, 
ob e s  uns gelingen kann, die reaktionäre Militari- 
sierung in eine revolutionäre umzuwandeln, ob e s  
besser ist ,  sich einfach hinzulegen und 
zu sterben oder aufzustehen und Wider stand zu 
leisten. (Kim il Sung) 

Die meisten sagen: e s  geht nicht. Die meisten 
sagen: Die Massen wollen nicht. Viele sagen, 



jetzt kämpfen, heißt den Faschismus provozie- 
ren. Bö11 sagt: " 6 gegen 60 000 000 - das 
Kapital hat alles, wir hätten nichts. Sie 
haben nur den Status quo vor Augen. Sie sehen 
in der Gewalttätigkeit des Systems nur die Ge- 
walttätigkeit, nicht seine Angst. Sie sehen in 
der Militarisierung nur die Waffen, nicht das 
Abbröckeln ihrer  Massenbasis. Sie sehen in der 
Hetze von Bild nur die Hetze, nicht d ie  Unzu- 
friedenheit der Bild - Leser;  s ie  sehen in dem 
Bullen mit der MP, nur den Bullen mit der ME), 
nicht das ausbleiben faschistischer Massenaufmär sche; 
s ie  sehen in dem Ter ro r  gegen uns nur den Te r ro r ,  
nicht die Angst vor der sozialen Explosivkraft der 
RAF, die s ie  I1im Keim ersticken" müssen. 

Sie sehen in der politischen Apathie des Proletari- 
a ts  nur die Apathie, nicht den Protest  gegen 
ein System, für das e s  sich nicht zu engagieren 
lohnt; s ie  sehen in der hohen Selbstmord- 
quote des Proletariats nur den Akt der Ver - 
zweiflung, nicht den Protest.  Sie sehen 
in der Unlust des Proletariats zum ökonomischen 
Kampf nur die Unlust zum Kampf, nicht die Wei- 
gerung, für läppische Prozente und blöden Kon- 
sum zu kämpfen. Sie sehen in der gewerkschaft- 
lichen Unorganisiertheit, des Proletariats nur 
die Unorganisiertheit, nicht das Mißtrauen 

e en die Gerwerkschaftsbtjrokratien als Kompli- 
Peg des Kapitals. Sie sehen in der Agressivitat 
der Eevölkerung gegen die Linken nur die Agres- 
sivität gegen die Linken, nicht den Haß auf die 
sozial privilegierten. Sie s,ehen in unserer 
Isolierung von den Massen nur unsere Isolierung 

von den Massen, nicht die wahnwitzigen Anstren- 
gungen, die das System unternimmt, um uns von 
den Massen zu isolieren. Sie sehen in der lan- 
gen Unter suchungshaft der Genossen nur die 
lange Untersuchungshaft, nicht die Angst des Sys- 
t ems  vor den freien Genossen der RAF. Sie se- 
hen im Rausschmiß von DKP- Lehrern nur das Ende 



des Marsches durch die Institutionen, nicht 
den Anfang der Revolutionierung der Kinder und 
Eltern, die erstickt werden soll. Sie sehen in 
allem nur die gegenwärtige Bewegung, nicht die 
zukünftige, nur das Schlechte, nicht das Gute: 
Die Dialektik von Revolution und Konterrevolu- 
tion. 

Wir sagen nicht, daß e s  leicht ist, Guerilla 
zu machen, daß die Massen nur darauf warten, 
sich der Guerilla anzuschließen. Wir glauben 
aber vor allem nicht, daß die Situation von 
selbst umschlägt. Wir glauben nicht, daß die 
Guerilla aus Massenkämpfen spontan entstehen 
kann, Wir halten solche Vorstellungen für un- 
realistisch. Eine aus Massenkämpf en spontan 
entstehende Guerilla ist das Blutbad, nicht 
die Guerilla. Wir glauben nicht, daß die Gue- 
erilla sich als  "illegaler StabH einer legalen 
Organisation bilden kann. Der illegale Stab 
würde zur Illegalisierung der Organisation führen, 
d. h. ihrer Liquidation, sonst nichts. 
Wir glauben nicht, daß der Begriff von der 
Guerilla von selbst aus politischer Arbeit 
entstehen kann;, Wir glauben, daß die Möglich- 
keiten und spezifischen Funktionen der Gue- 
rilla im Klassenkampf ers t  dadurch kollektiv 
denkbar, kollektiv faßbar werden, daß die 
Guerilla da ist, angesichts des Terrors  
der Bewußtseinsindustrie. 

Wir haben gesagt: Erfolgsmeldungen über uns 
könnennur heißen: verhaftet oder tot. Wir 
meinen damit, daß die Guerilla sich ausbreiten 
wird, Fuß fassen wird, daß die Entwicklung 
der Klassenkämpfe selbst das Konzept durch- 
setzen wird, aber nur dann, wenn es  noch 
nicht demoralisiert sind, die sich nicht ein- 
fach hinlegen 



W i r  meinen, daß d i e  Idee  de r  G u e r i l l a ,  d i e  

Mao, F i d e l ,  ~ h d  , Giap, Marighela en twicke l t  

haben, e i n e  gu te  Idee  ist, daß niemand s i e  

mehr vom Tisch  fegen kann, daß m n  d i e  Schwie- 

r i g k e i t e n ,  s i e  p r a k t i s c h  durchzusetzen,  un te r -  

s c h ä t z t h a t ,  wenn man vor  den Schwie r igke i t en ,  
m i t  denen w i r  zu kämpfen haben, nur e r s c h r i c k t ,  

daß das auch e i n e  Unterschätzung de r  Schwierig- 

k e i t e n  b e i n h a l t e t ,  m i t  denen d i e  G u e r i l l a ,  wo 

s i e  schon w e i t e r  und i n  den Massen ve ranker t  

i s t ,  zu kämpfen ha t .  W i r  meinen, daß das Berüh- 

rungsangst  ist vor  dem Eingeständnis  dessen,  

w a s  das  K a p i t a l  zu i n s c e n i e r e n  b e r e i t  ist ,  wenn 

e s  um d i e  Sicherung s e i n e r  Verwertungsbedin- 

gungen geht ,  womit e s  n i e  gezögert  h a t :  I n  d e r  

P a r i s e r  Kommune n i c h t ,  1918 i n  Deutschland 

n i c h t ,  1933 n i c h t ,  i n  Alger ien ,  Vietnam, Kongo, 

Kuba, Lateinamerika,  Mozambique, Att ika,Los 

Angeles, Kent, Augsburg und Hamburg n ich t .  

D I E  E I G E N T U M S F R A G E  I N  ALLEN 
BEWEGUNGEN Z U R  H A U P T F R A G E  
M A C H E N !  

G E G E N  D I E  REAKTIONÄIRE MILITA- 
RISIERUNG DIE REVOLJUTIONWRE 
GLJERILLA P R O P A G I E R E N  ! 



- 

Keine Parfei kann sich a ld  revolutionär bezeichnen, 
wenn sie sich nicht auf den bewaffneten Kampf 
vorbereitet und zwar auf allen Stufen der Partei. 
Das is t  das einzige Mittel, der Reaktion auf jeder 
Etappe des Revolutionsprozesses mit einem Maximum , . 
an Wi~ksamkeit entgegenzutreten. Jede 
Vernachlässigung dieses Standpunkts kann dazu 
führen, sich die C,hmcen einer revolutionären Situation 
entgehen zu lassen. 

, (Aus: 30 Fragen an einen T u p a m ~ o )  

Das verstehen wir unter "Dem Volk dienen" .! 



4. 
WBER AKTUELLE 
EINZELFRAGEN 

RUHLANDPROZESS 

Gäbe e s  in der Bundesrepublik noch eine liberale 
Presse ,  der Prozeß wäre ein Skandal gewesen. 

I Ruhland war nie so  nah an der Roten Armee Fraktion 
dran, wie e r  e s  darstellt. Seine Beflissenheit, seine 
Berufung auf Ermittlungsergebnisse statt die 
eigene Erinnerung, die Tatsache, daß Mahlers Verteidiger 
Schily zu diesem Prozeß nicht zugelassen wurde, 
die Tatsache, daß von Prozeßbeginn an feststand, daß 
e s  ein Urteil geben werde, das weder Bundesanwaltschaft 
noch Pflichtverteidigung anfechten würden (die FAZ 
berichtete darüber), eine Verhandlungsführung, die der 
Frankfurter Rundschau so vorkommt, "als bespreche 
ein netter Lehrer mit einem sympathischen Schüler ein 
längst bekanntes Stück" - daß das alles mit 
Wahrheitsfindung und Rechtsstaatlichkeit überhaupt nichts 
mehr zu tun hat, is t  überdeutlich. Die Beteuerung, 
Ruhland sage bestimmt die Wahrheit, die Drohung, die 
Leute, die e r  belaste, sagten nicht die Wahrheit, das 
Vorurteil, wer mit der Klassenjustiz nicht kollaboriert, 
belaste sich selbst - eben das ist Klassenjustiz, is t  
Schauprozeß, macht ihn, - funktional überladen - zum 
Bestandteil der allgemeinen Offensive des Kapitals 
gegen die Linke als Vorhut der Arbeiterklasse in 
der Bundesrepublik und Westberlin. 

Einer am Klassenwiderspruch sich zunehmend 
polarisierenden Öffentlichkeit kann man V-Leute, 
wie früher in den Kommunistenprozessen, wie 



Urbach, nicht mehr anbieten. Die linke Öffentlichkeit 
soll mit dem Kronzeugen aus der Retorte der 
Sicherungsgruppe Bonn eingeschüchtert werden und 
wird e s  sicher auch. Wer dabei vollends in Arsch 
geht ist  Ruhland selbst, seitdem e r  Freund und Feind 
nicht mehr unterscheiden kann, oben nicht von unten, 
die Revolution nbht  von der Konterrevolution, sich 
armes Schwein nicht von denen,die das mit ihm abziehn. 

Stadtguerilla machen heißt, sich von der Gewalt des 
Systems nicht demoralisieren zu lassen. Es  gibt 
keinen Grund, sich von einem Prozeß, der uns 
politisch uns moralisch recht gibt, deswegen 
demoralisieren zu lassen, weil e r  eben zu. diesem 
Zweck veranstaltet worden ist. Der Ruhlandprozeß 
ist nur ein sehr äußerliches Ereignis innerhalb 
der hi stcrischen Entwicklung, innerhalb der 
Entwicklung der Klassenkämpfe, innerhalb derer e s  
richtig ist, Stadtguerilla zu machen. 

ÜBER VERRAT 

Es gibt Leute, die meinen, an dem was Homann und Gen. so 
herumerzählen, könnte was wahr e s  dran sein. Zumindest 
Homann meinen sie, habe doch nicht nur Stroh im Hitn. 
Sie nehmen ihn als das, a l s  was e r  sich im Spiegel 
präsentiert hat: alsttpolitisch Gebildeten"; zum gleichen 
Wortschatz gehören Verführer und Verführte.Mit - 
dem Klassengegensatz haben diese Attribute nichts zu 
tun, eine Aussage wird dadurch nicht richtig, daß ein 
Gebildeter sie macht, daß einer sie macht, der auf die 
Techniken von Spiegel - Journalisten eingehen kann. 
Das ist das Wesen des Marxismus,der Dialektik von 
Sein und Bewu&ein,daß Aussage bei der Polizei und 



r i c h t i g e  Auskunft über r e v o l u t i o n a r e  S t r a t e g i e  
e inander  aiisscli Li.cl3er1, Plarxismus kann nur von 
Marxisten gelclri-t i~ert ien,  liat Phrglzarita von 
Rretitario dein Spiegel  ei-klär8t, was >lande1 zu 
saget1 h a t ,  kann Sc;!r\~uii n i c h t  buchs tabieren ,  
Ober i\l0gl-.icli!ie i.4, c1i der  gesc3 . l schaf t l ichen  Ver- 
ändcrunq kü~ili, r < o ~ ~  uin s t a t u s  yuo i n t e r e s s i e r t  
i s t ,  ke ine  Ansk t t i i f t  ::c-.!lC:i. Das is t  aber. d i e  

Verfasstixig c1c.s Vei-:.Li{ PI-s, daß er  ;]in s t a t u s  qilo 

i n t c r e s s i c r t  i s t ,  du15 er züriick w i l l  an  s e i n e n  

anges 'iuii!n;t e ~ i  l>l.:it ;z i n (!er h'lasserigesel Ischaf t , 
ciaß er. s i c h  riritcr vcrüii;fcrtcn Uedingungcn i i i c h t  

e:irect-it f liitlet , i:ur j.n seinem gewohnten F l i l S . ~ : ! z  

I d c . n t i . t i i t  I i c ;  L,  cSb j e l c t  d e r  Elitwicklti~ig b l e  iheli 
w i l l .  tiuhlc?t:d f 'd~lt s i ch  i n  sc i i~cr  alter1 R o l l e  

a l s  k r i  i n l  u c l l e r  P r o l e t a r i e r  wohl, i n  Jlandschel.- 
l e n  i;>ii! :,usqcheutct. llomanri i n  clcr ItoLie des  
lui1ir~~~riprolci;~i~isc]:1-~er10~~~1~en Soitries , d e r  wie 
eh und je au.L dem S t r i c h  d e r  Bourgeoisie  - beim 
Spicscl und k o n k r e t  - seine Haut, Iceiilen i n t e r -  
essaiit (an Aspekt i n  d i e s e r  Angelegenheit zu Mark- 

. . 
t e  t rLlg t ;  d i e  Sturm ist  von einem Sei tensprung 
heirti~ckek:rt i n  den Schoß der F'aniilie. Ruhland 
b l e i l ~  t OpfclB, Ilonianri Konsurrient, de r  Ungebildete 
zahlt zu ,  de r  G c b i l d c t c  p r o f i t i e r t  - der K l a s -  
senunterschied  i s t  wic -de i -  h e r g e s t e l l t ,  d i e  Le- 
g a l i t ä t ,  der scl ic i i ibure Knturxiis taiid. D i e  FAZ 
Über Horncinn: .. . Jourr ia l i s t  und l~ i lde r ide r  Kün- 
s t l e r  m i t  p o l i t i s c h  n i c h t  g e s c h u l t e r  a b e r  sen- 

s i b l e r  I n t  CI.! i :;:.cnzu ; Übcr I?utllarid: I' .. , e r  w i l l  
k e i n  ßösewiclit s e i n ,  e r  ist v i e l l e i c h t  e i n  
Biedermann voll ürgloscni  Gemüt. Gegenüber s e i -  

nen 13e~ i~chcrn  -im Ger ich t s saa l ,  den beiden 
jungen Schut  zpolizeibeairiten h a t  e r  e i n  ganz 
nat-iiii.i.clies, Icaniaraadscllnf t l i . ches  Gebaren. " Die 
1);.'ycliischc. I-crf;~:;srriig des Verrä te r s  i s t  lctiuf- 
1icl.t urid l i ~ n ~  ervn  Liv. D i e  koriservat i v e  FA% 

synipat1ii.sict.t n i i t  Sohl1 iancl Cicsincle, - 

Kir Iiüben d i e  falsche Fasz ina t ion ,  d i e  I l l e -  

:!;;I?-itiit I in t ; ,  rintcrsc1iiif;z-t. l \ ' i l n  1iui)eii d ie  Vcr- 



b i n d l i c h k e i t  , mit der  cir.igs Orgimisa t i  nen 

a r b e i t e n ,  iiberscfiätzt, Das hc :?", w i r  . , ? s  n 

n i c h t  a l l e  Implikat ionen der- U.'-:< nter,!su~ie,gir,j 
a l s  e i n e r  Rewcgung ro!--,iv F r i j . 1  lag;.erzcr be- 

r ü c k s i c h t i g t ,  n i c h t  yenug beü.. e t ,  daß f ü r  

v i e l e  und wie v i e l 2  de r  P o l i t i s i e r u n g  d e r  
J a h r e  57/68 n i c h t  rn- :r u b , . i g  gebl ieben iqt, 
a l s  e i n e  r~eue  M5gli,i*keit, sich zu pr- ivi le-  
gieren.  I n s o f e r n  es n a t ü r l i c h  auch s e h r  ange- 
nehm s e i n  kann, e i n  bii)rnen Marxismus zu 
kennen, durchzublicken, Ü b e r  die ökonomi- 

schen Bedingungen vcn Hcrrasch:~f+ ünd i h r e  
psychischen Verrnittliu-igen e i n  binchen auf- 

g e k l ä r t  zu se in ,  entlastet vom ~ e l b s t c y s -  
l er ische~l  '.ei s + ~ E T F ~ ~ ~ u c : ~  e i n  >s hurgci-liciiei; 
i ~ h ~ * r . - ~ c - ! ~  ifin entf reirideten Ungznt;sf armen* 

M~~cir.::i,ri*i:ci 9 1  s Ir,?renLarst iick Int c l lektuel .1  en 
Wahl- u-~cl ,Les ikzs tc~  -):'.es, erworben a u f  grunc? 
von P r i v l l c c ; l . . ~  r:r- nicht eoz i : t J i s ie r - t ,  UR: 

dem Volk zu b i o . : c - ~  Die Bevorzugung gewisser  
. . Iiandlungen wegei: - .l:-cr I l l ega l i tä t  is t  Aus- 

druck eben jenes ::ii;.~e*..kir,t~er: E;ige:rnatzes, 
von dem d i e  S t t i d ( ; ~ i f ~ ~ i ~ l > ~ t ~ \ r ~ ~ i ~ ~ ~ ~  von ih ren  Vor- 

aussetzungen her nicht  frei sein konnte,  von 
Mitläufer-  und Si i lGilcr . ins;~t~Ii ta t  D i e  niüh- 

Same, langwier ige  XLeinttrbeit der Stadtgue-  
r i l l a ,  der s e i n e  Existenz,, n i i t  allem, was 
dazu gehör t ,  5be.r' . i„:.i. .-~ - ' uimstr i . t l  at.?.fbauen rnuW, 

_L ., - muß Leuten, d i o  c a L;L.LE ~ $ 2  .,.; :;.iii?l:tf:~L~rt; dazu 
stoßen,  i n  dei .  'Ir: ;; z.:c?i!, i:c.--:*c~'j~-ig w ~ y i ; l e ~ i . ~  

Wer m i t  krirnjxzrilli.~; \ T c ~ s t c . ;  lrtr7,p:er. daher 
.. . . kommt, wer nur sr jncp  y ~ i - s t a ' i . : . >  cac L.rtgc v e ~ -  

bessern  w i l l ,  r i i r * J i  v i c  ~ y i i ~ ,  r:it!cr gewissen 
Zwangsläufigkeit  CIL Yerret; vrri',+:sk:ern, 

W i r  haben geglaubt, da0 wem e.i.ner sn:;,?? Y Y  

hübe iii dcr ucd d e r  O s ~ a n i s ; i t j . a n  so r>:::,:f -,.:* 

lange  mi tgea rhe i t c t  , Cail:,: ;.',:.' .,.. .7, ... r ; , t i .  U * .  . {,C.; --- 23- 
. . L i t i s c h e  iIx*r..!.r:j:t. ;.SE, :i;as \;ci-k.i!;cilictikex~h U 9 

~ o n s t  h ä t t e n  d3i< :.i:n schon ceicue~-L. Wir 
. - wissen j e t z t  (',(i!? Y::* ~ C : - L :  d~.:;;-i.f i -:on s ; ) c J ~ ~ -  



tischer Verbindlichkeit, der die Voraussetzung für 
Stadtguerilla ist, selbst zu vermitteln haben, 
daß wir Fehler machen,wenn wir uns einfach 
auf andere verlassen. 

Wir meinen allerdings, daß e s  für uns sehr schwer 
sein wird, allein durch die Vermeidung unserer 
Fehler die V e r r m r e i  zu verhindern. 
Wir meinen, daß ein falscher Begriff von der 
Funktion der Polizei und der Justiz, ein falscher 
Begriff von DEM VOLK DIENEN, eine falsche 
Behandlung der Widersprüche innerhalb der neuen 
Linken die Verräterei begünstigt hat. 

Solange Verräter  noch bei Genossen landen 
können, nicht mal die Fresse  voll kriegen, 
sogar noch Verständnis dafür finden, daß sie 
um der schnellen Rekonstruktion ihrer  bürgerlichen 
axistenz willen anderer Existenz vernichten, 4 

weil s ie  keinen Tag länger im Kiiast aushalten konnten, 
andere für Jahre reinbringen, andere den Exekutions - . 

kommandos der Polizei ausliefern; solange die 
Zusammenarbeit mit der bewaffneten Macht des 
Kapitals immernoch eher toleriert wird als eine 
politische Meinungsverschiedenheit, privat 
geduldet wird, was man politisch längst verurteilt 
hat - solange wird e s  Verräterei  geben. 
Ohne den Liberalismus innerhalb der Linken zu 
kritisieren, können wir die Ver rä te re i  nicht 
abschaffen. 

Verräter  müssen aus den Reihen der Revolution 
ausgeschlossen werden. Toleranz gegenüber Verrätern 
produziert neuen Verrat. Verräter in den Reihen 
der Revolution richten mehr Schaden an, als die 
Polizei ohne s ie  anrichten kann. 
Wir meinen, das gilt allgemein. Von der Drohung, 
s ie  würden dann noch mehr verraten, 
darf man sich dabei nicht bestimmen. 



Von der Tatsache, daß s ie  a rme  Schweine 
sind, darf man sich nicht erpressen lassen, 
Das Kapital wird Menschen solange zu armen 
Schweine machen, bis  wir seine Herrschaft 
abgeschafft haben. Wir sind für die Verbrechen 
des Kapitals nicht verantwortlich. 

ÜBER BANKRAUB 

Manche sagen: Bankraub ist nicht politisch. Aber 
seit wann ist die Frage der Finanzierung einer 
politischen Organisation keine politische Frage. 
Die Stadt guerillas in Lateinamerika nennen Bankraub 
uEnteignungsaktionen". Niemand behauptet, daß 
der Bankraub für sich an der Ausbeuterordnung 
etwas verändert. Für die revolutionäre Organisation 
bedeutet e r  erstmal nur die Lösung ihres  
Finanzierungsproblems. E r  is t  logistisch richtig, 
weil anders das Finanzierungsproblem gar nicht 
zu lösen ist. E r  ist  politisch richtig, weil er eine 
Enteignungsaktion ist. E r  ist taktisch richtigk, 
weil e r  eine proletarische Aktion ist. 
E r  ist  strategisch richtig, weil er der Finanzierung 
der Guerilla dient. 

* 

Ein Politikbegriff, der sich von der parlamentarischen 
Demokratie herleitet, der Politikbegriff des 
Konkurr enzkapitalismus, der den Klassenantagonismus 
nur als Spiel der Kräfte erfaßt, der die Institutionen 
des Klassenstaates noch für Institutionen eines 
Rechtsstaates hält und Fortschritt und Humanität 
darin für gut aufgehoben, kann Bankraub nicht erfassen. 
In den Metropolen des Imperialismus kann die 
Organisierung des antiimperialistischen Kampfes 
als gleichzeitig legalem und illegalem, politischem und 
bewaffnetem Kampf auf den Bankraub nicht verzichten. 
Er  gibt die Richtung an, die gemeint ist:Enteignung; und 
die Methode, mit der die Diktatur des Volkes gegen die 
Feinde des Volkes nur errichtet werden kann: bewaffnet. ' 



ÜBER LOGISTIK UND KONTINUITÄT 

Vielen Genossen imponieren die Aktionen der 
Tupamaros. Sie verstehen nicht, warum wir keine 
populären Aktionen machen, uns stattdessen mit 
Logistik beschäftigen. Sie machen sich nicht 
die Mühe, sich vorzustellen, was Stadtguerilla is t  
und wie das funktioniert. 

E s  ist  wahrscheinlich schon Bosheit, wenn die 
Genossen die Meinung von Ruhlands Düsseldorfer 
Richter nachbeten, Ruhland sei der Handwerker 
und Knacker des Haufens gewesen. Abstrakt ist 
ihnen das Problem kapitalistischer Arbeitsteilung 
schon begegnet, praktisch stellen s ie  sich den 
proletarischen Genossen immernoch als den 
All -round-Handwerker aus der ober schlesischen 
Idylle vor. Das die technischen Mittel nur in 
einem kollektiven Arbeits- und Lernprozeß 
beschafft werden können, daß Stadtguerilla 
Cendenziell die Aufhebung von Arbeitsteilung 
sein muß, soll nicht die Verhaftung eines einzelnen 
die Katastrophe für alle sein - soweit reicht 
die Fantasie der Genossen nicht. 

Ohne die logistischen Probleme teilweise gelöst 
zu haben,ohne sich selbst bei der Lösung 
logistischer Probleme kennengelernt zu haben, 
ohne in kollektiven Lernprozessen kollektive 
Arbeitsprozesse eingeleitet zu haben, wird der 
Ausgang von Aktionen technisch, psychisch und 
politisch dem Zufall überlassen. 

Die Lösung der logistischen Probleme schließt 
die Sicherung der Kontinuität der revolutionären 
Organisation ein. Wir messen der taktischen 
Aufgabe, die Kontinuität der Roten Armee 
Fraktion zu sichern, große Bedeutung 



bei. So wie e s  das Interesse des Kapitals in 
allem ist ,  zu teilen, zu unterbrechen, zu 
entsolidarisieren, zu isolieren, geschicht- 
liche Zusammenhänge zu leugnen - im Bereich 
der Produktion wie im Bereich des Wohnens, des 
Verkehrs, der Meinungsbildung, der Erziehung 
- um die Kontinuität der Profite zu sichern, 
so  ist in allem das Gegenteil das Interesse 
der proletarischen Revolution: Einheit, konti- 
nuität, Geschichts. und Klassenbewußtsein. Ohne 
organisatorische Kontinuität, ohne die Ergeb- 
nisse revolutionär e r  Prozesse  permanent orga- 
nisatorisch zu sichern, überläßt man revolu- 
tionäre Prozesse der Anarchie des Systems, dem 
Zufall, geschichtsloser Spontaneität. - Die 
Vernachlässigung der Frage der organisatori- 
schen Kontinuität halten wir für eine Erschei- 
nungsform des Opportunismus. 

Der revolutionäre Prozess  ist  eben deswegen 
einer, weil e r  die Gesetze kapitalistischer 
Warenproduktion und Austauschs sich zum Ob- 
jekt macht und nicht ihr Objekt ist .  Er  kann 
nicht mit den Kriterien dieses Marktes gemes- 
sen werden. E r  kann nur mit den Kriterien ge- 
messen werden, die gleichzeitig die Erfolgs- 
kriterien dieses Marktes außer Kraft setzen. 

Solidarität, indem sie nicht von den Krite- 
r ien des Marktes ausgeht, setz diese außer 
Kraft. Solidarität ist politisch, .nicht erst 
als Solidarität mit Politischen, sondern als 

- Weigerung, nur unter dem Büttel des Wertge- 
setzes, nur unter dem Aspekt von Tauschwert 
zu handeln. Solidarität ist  ihrem Wesen nach 
herrschftsfreies Handeln, als solches immer 
Widerstand gegen den Einfluß der herrschenden 
Klasse auf die ~ez iehungen  der Menschen 



zueinander, als Widerstand gegen die her r  - 
schende Klasse immer richtig. Im Sinne des 
Systems sind Leute, deren Handlungen sich 
nicht an den Erfolgskriterien des Systems 
orientieran, Ausgeflippte und Trottel oder 
Versager. Im Sinne der Revolution ist  jeder 
der sich solidarisch verhält, wer e s  auch sei 
ein Genosse . 
SoJidarität wird zur Waffe, wenn sie organi- 
s ie r t  und konsequent angewandt wird: Gegen- 
über Gerichten, Polizei, Behörden, Vorgesetz- 
ten, Spitzeln, Verrätern. Wenn jede Zusammen- 

( 
arbeit mit denen verweigert wird, ihnen keine 
Informationen geschenkt, kein Bewei-s erleichtert, 
keine Miihe erspart ,  kein ~ u f w a n d . W & n ~ m m e n  
wird. Zur Solidarität gehört: d e ~ ~ a l i s m u s  
innerhalb der Linken bekämpfen, . aersprüche < 

innerhalb der Linken wie ~ider$pd&he irn 
I Volk behandeln und nicht so, &bl&&n sie - f. der Klassenwider sprudk. 

6 

Jede politische Arbeit ist auf Sofidbität ange- 
wiesen. Ohne ~ o l i d a r i t a  .ist s i e  der Fkpr<ssion ,&. -5 
schutzlos ausgeliefert. 

I 

WIR MÜSSEN NACH MÖGLICHKEIT UNNÖTIGE OPFER 
VERMEIDEN. ALLE MENSCHEN IN DEN REIBEN DER 
REVOLUTION MÜSSEN FÜREINANDER SORGEN,, M ~ S S E N  
SICH LIEBEVOLL ZUEINANDER VERHALTEN, EINANDER 
HELFEN. 
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